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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Strafrecht

Der Nationalrat Gberwies gegen den Willen des Bundesrates eine Motion Darbellay (cvp,
VS) flr Verénderungen im Strafvollzug. Konkret fordert der Motionar bilaterale
Abkommen, namentlich mit Balkanstaaten, fir den Strafvollzug fiir auslandische
Verurteilte in ihrem Heimatland. Dasselbe verlangt auch eine vom Nationalrat
gutgeheissene Motion Stamm (svp, AG) (Mo. 08.3441)."

Der Nationalrat lehnte ein Motion (09.3223) Geissbuhler (svp, BE), welche das
Geldstrafensystem ganz abschaffen wollte, mit 91 zu 90 Stimmen ab. Fir die
Abschaffung sprachen sich die SVP, die BDP und eine klare Mehrheit der CVP aus. Mehr
Erfolg hatte hingegen Nationalrat Baettig (svp, JU), der mit einer Motion (09.3233) die
Abschaffung der bedingt ausgesprochenen gemeinniitzigen Arbeit verlangte. Der
Bundesrat war mit der Uberweisung einverstanden und gab bekannt, dass das EJPD eine
Evaluation des gesamten neuen Strafensystems eingeleitet habe. In diesem
Zusammenhang stellte sich der Nationalrat auch hinter eine Motion Stamm (svp, AG),
(09.3313) welche verlangte, dass die Verpflichtung zu einer solchen gemeinnitzigen
Arbeit nicht vom Einverstandnis des Verurteilten abhangig gemacht wird. Ebenfalls
angenommen wurde eine weitere Motion Stamm (09.3300) fir die Wiedereinfiihrung
der kurzen Freiheitsstrafen von unter sechs Monaten. Im Sténderat fiel die
Ausserordentliche Session in der Sommersession zur Kriminalitdt sehr kurz aus. Er
Uberwies dabei eine Motion (09.3158) Luginbuhl (bdp, BE) fur die Wiedereinfihrung der
kurzen Freiheitsstrafen und die Abschaffung der bedingten Geldstrafen an seine
Rechtskommission zur Vorprifung. Die vom Nationalrat Uberwiesenen Motionen
behandelte er in der Wintersession und wandelte sie grosstenteils in Prifungsauftrage
um; die Motion Stamm fir die Wiedereinfiihrung der kurzen Haftstrafen lehnte er ab. ?

Allerdings Uberwies die kleine Kammer zwei weitere in der erwahnten Sondersession
vom Nationalrat angenommene Motionen (Darbellay [cvp, VS] und Stamm [svp, AGI, Mo.
08.3441), die Uber bilaterale Abkommen, insbesondere mit Balkanstaaten, den
Strafvollzug von Auslidndern in den jeweiligen Herkunftslandern erméglichen soll. *

Im Jahr 2010 hatte der Standerat noch einige Vorstosse des Nationalrats zu behandeln,
welche die grosse Kammer im Rahmen der Sondersession zur Kriminalitat und zur
Verscharfung des Strafrechts im Jahr 2009 eingereicht hatte. Die kleine Kammer blieb
der Linie, die sie bereits Ende 2009 eingeschlagen hatte treu. Zwar wurde anerkannt,
dass das Sanktionssystem im Strafgesetzbuch nicht durchgéngig befriedigend sei.
Anstelle von vorschnellen Detailkorrekturen musse aber eine umfassende Revision
angestrebt werden. Die meisten 2009 im Nationalrat eingereichten Motionen hatte der
Standerat deshalb bereits in der Wintersession in Prifungsantréage umgewandelt oder
abgelehnt. Entsprechend hatten im Berichtsjahr die beiden Motionen Rickli (svp, ZH),
welche eine Erhdhung des Strafmasses bei Vergewaltigungen (Mo. 09.3417) sowie ein
héheres Strafmass fur die Vergewaltigung von Kindern (Mo. 09.3418) verlangten, im
Standerat keine Chance. Sowohl der Ordnungsantrag, die Motionen an die Kommission
zuruckzuweisen als auch die beiden Motionen selbst wurden abgelehnt. Das gleiche
Schicksal ereilte die Motion Stamm (svp, AG) (Mo. 09.3311), die eine unmittelbare Haft-
und Freiheitsstrafe forderte, wenn der Tater auf frischer Tat ertappt worden und
deshalb zweifelsfrei bekannt gewesen ware. *
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In der Wintersession 2019 gab der Nationalrat zwei parlamentarischen Initiativen zu
einer wesentlichen Erhdhung der Strafrahmen keine Folge. Wahrend Luzi Stamm (svp,
AG) mit seiner Initiative (Pa.lv. 18.435) die Maximaldauer der Freiheitsstrafe von 20 auf
60 Jahre verdreifachen wollte, forderte Andreas Glarner (svp, AG; Pa.lv. 18.433), dass im
Falle einer lebenslanglichen Freiheitsstrafe eine bedingte Entlassung frihestens nach
30 verbUssten Jahren erfolgen kénnte. Der Rat schloss sich mit der Ablehnung der
beiden Initiativen dem Urteil seiner Kommissionsmehrheit (RK-NR) an, die es als nicht
angebracht erachtet hatte, die Strafrahmen ohne Ricksicht auf das laufende
Revisionsprojekt zur Strafrahmenharmonisierung anzupassen. Ausserdem hatte sie den
Bericht des Bundesrates in Erfullung der Postulate 18.3530 und 18.3531 zum
Reformbedarf bei lebenslanglichen Freiheitsstrafen abwarten wollen, um den
Handlungsbedarf nachfolgend in einem grésseren Kontext beurteilen zu kénnen. ®

Privatrecht

Nationalrat Luzi Stamm (svp, AG) reichte im Juni 2017 eine parlamentarische Initiative
ein, in der er forderte, dass Anwaltinnen und Anwalte zur Geltendmachung ihrer
Anspriiche auf dem Rechtsweg vom Berufsgeheimnis befreit werden. Wenn
Anwaltinnen oder Anwalte wegen Meinungsverschiedenheiten mit Klienten eine Klage
einreichen wollen, muss vorgéngig von den kantonalen Aufsichtsbehoérden verfugt
werden, dass sie vom Berufsgeheimnis entbunden werden. Dies fuhre zu erheblichen
Verzogerungen und Kosten, so die Begrindung des Initianten. Stattdessen sollen
Rechtsanwalte bei solchen Prozessen automatisch vom Berufsgeheimnis entbunden
werden und dafur die Verhandlungen bei heiklen Fragen unter Ausschluss der
Offentlichkeit durchgefiihrt werden kénnen. Die RK-NR befand, dass die Initiative das
Anwaltsgeheimnis - einen zentralen Pfeiler der anwaltschaftlichen Tatigkeiten -
aushohlen wurde und deshalb nicht zu unterstitzen sei. Mit 14 zu 8 Stimmen bei 3
Enthaltungen entschied sie, ihr keine Folge zu geben. Der Nationalrat folgte der
Kommissionsmehrheit und stimmte mit 111 zu 78 gegen die Vorlage, womit das Geschaft
erledigt ist. Neben der SVP- hatte auch rund die Halfte der FDP-Fraktion der Initiative
Folge geben wollen. ¢

Im Februar 2019 gab die RK-NR mit 17 zu 7 Stimmen einer parlamentarischen Initiative
Stamm (svp, AG) Folge, mit der die Fiihrung eines Doppelnamens wieder erméglicht
werden sollte. ’

Mit Stichentscheid des Prasidenten folgte die RK-SR im Februar 2020 dem Beschluss
ihrer Schwesterkommission und gab der parlamentarischen Initiative Stamm (svp, AG)
Folge, die zum Ziel hatte, Eheleuten das Fiihren eines Doppelnamens wieder zu
ermoglichen. Diese laut Begriindung des Initianten inzwischen vermisste Moglichkeit
war mit Inkrafttreten des neuen Namensrechts 2013 abgeschafft worden. ®

In Umsetzung einer angenommenen parlamentarischen Initiative Stamm (svp, AG)
erdffnete die RK-NR im Juni 2022 die Vernehmlassung iber eine Anderung des
Zivilgesetzbuches, mit der es Eheleuten wieder ermdglicht werden soll, einen
Doppelnamen zu fiihren. Der Vorentwurf schlagt zwei verschiedene Losungen vor: Die
«kleine Losung» kéme einer Rlckkehr zur Doppelnamenregelung vor 2013 gleich;
derjenige Ehepartner, dessen Name nicht zum Familiennamen wird, soll seinen
bisherigen Namen dem Familiennamen voranstellen und so einen Doppelnamen bilden
kénnen. Mit der «grossen Losung» konnten kinftig beide Ehegatten einen
Doppelnamen fuhren, wobei der Name des Partners oder der Partnerin dem eigenen
Namen nachgestellt wird. Wird einer der beiden Namen zum Familiennamen gewahlt,
konnte der andere der beiden Namen dem Familiennamen nachgestellt werden. Alle
Doppelnamen kénnten wahlweise mit oder ohne Bindestrich geschrieben werden. Die
Namensfihrung der Kinder soll hingegen unverandert bleiben, fur sie sind keine
Doppelnamen vorgesehen. Die Vernehmlassung lauft bis am 8. Oktober 2022. ?
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Nachdem sie im Sommer 2022 eine Vorlage zur Umsetzung der parlamentarischen
Initiative Stamm (svp, AG) zur Erméglichung von Doppelnamen bei der Heirat in die
Vernehmlassung gegeben hatte, beantragte die RK-NR ihrem Rat, die Frist zur
Ausarbeitung einer Vorlage um zwei Jahre zu verlangern. Der Nationalrat kam diesem
Begehren in der Herbstsession 2022 stillschweigend nach.

Kriminalitat

Nach dem Nationalrat nahm auch der Stdnderat eine Motion Mdri (svp, LU) an. Damit
Uberwies er an den Bundesrat den Auftrag, die Kantone zu verpflichten, jahrlich eine
Vollzugsstatistik liber die Ausschaffung von kriminellen Auslandern zu fliihren. Dadurch
soll im Hinblick auf die Umsetzung der Ausschaffungsinitiative Klarheit Uber die
bestehende Ausschaffungspraxis gewonnen werden. "

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Zu Beginn der Wintersession 2018 schritt der Nationalrat zur jahrlichen Wahl des
Nationalratsprasidiums. Der scheidende Prasident Dominique de Buman (cvp, FR)
betonte in seiner Rede, dass er sich in seinem Prasidialjahr durch zahlreiche Kontakte
im In- und Ausland bewusst geworden sei, wie gross das Privileg sei, in der Schweiz in
Glick und Wurde leben zu kénnen. Dafur seien nicht zuletzt die Institutionen
verantwortlich. Erwartungsgemass wurde die amtierende erste Vizeprasidentin, Marina
Carobbio (sp, Tl), zur neuen Préasidentin der grossen Kammer gewéhlt. Zum ersten Mal
wurde damit eine Tessiner Genossin hochste Schweizerin. Die sieben bisherigen
Nationalratsprasidenten aus dem Sudkanton hatten der CVP oder der FDP angehort.
Carobbio wurde mit 154 von 183 Stimmen zur 198. Prasidentin bestimmt (9 leer, 2
unglltig, 18 Diverse). In ihrer Rede, die sie auf lItalienisch hielt - Carobbio hatte
angeklindigt, die Sitzungen vor allem in der dritten Landessprache leiten zu wollen -,
gab die Tessinerin ihrer Hoffnung Ausdruck, dass sie in ihrem Amt mehr Frauen und
junge Menschen fur die Politik interessieren kénne. Ihre erste Amtshandlung war, nach
einem kurzen musikalischen Intermezzo, die Leitung der Wahl der beiden
Vizeprésidien. Zur ersten Vizeprasidentin stieg die amtierende zweite Vizeprasidentin,
Isabelle Moret (fdp, VD), auf. Auf 162 der 188 eingelangten Wahlzetteln stand ihr Name (6
blieben leer, 2 waren unglltig und 18 fielen auf Diverse).

Fur etwas Spannung sorgt im Vorfeld des nationalratlichen Sesselrtckens jeweils die
fraktionsinterne Bestimmung der Kandidatin oder des Kandidaten flir die Besetzung des
zweiten Vizeprasidiums. Da die Person auf diesem Posten zuerst zum ersten
Vizeprésidenten oder zur ersten Vizeprasidentin aufsteigt und ein Jahr spater dann das
Prasidium tbernimmt, bestimmt eine Fraktion, wer in drei Jahren héchste Schweizerin
oder hoéchster Schweizer wird. Turnusgemass entfiel diese Aufgabe fur die Periode
2018/19 auf die SVP. Nachdem sich der aussichtsreichste Kandidat Felix Miri (svp, LU)
aus dem Rennen genommen hatte, bewarben sich vier SVP-Mitglieder flr das begehrte
Amt. Weil Pierre-André Page (svp, FR) wie der scheidende Président de Bumann aus
dem Kanton Freiburg stammt, Andreas Aebi (svp, BE) wie die Préasidentin 2015/16,
Christa Markwalder (fdp, BE), aus Bern stammt und David Zuberbihler (svp, AR) als zu
jung und unerfahren galt, fiel die Wahl auf Heinz Brand (svp, GR), der von der SVP zum
designierten Nationalratsprasidenten fur das Jahr 2021 bestimmt wurde - gesetzt der
Fall, dass er bei den eidgendssischen Wahlen 2019 auch wiedergewéahlt wird. Zumindest
die Wahl von Brand zum zweiten Vizeprasidenten war in der grossen Kammer eher
wenig umstritten: Er erhielt 146 von 169 moglichen Stimmen. Von den 182 eingelangten
Wahlzetteln blieben 12 leer, einer unglltig und 23 Stimmen entfielen auf andere
Personen. ™

Die Digitalisierung bringt es mit sich, dass auch der Parlamentsbetrieb mit
verschiedenen Ratings und Rankings vermessen werden kann, welche die Arbeit, den
Einfluss oder die ideologische Positionierung der Parlamentsmitglieder zu bestimmen
versuchen. Der Versuch, anschauliche Ranglisten zu erstellen und so auch durch
Personalisierung die Komplexitat von Politik zu reduzieren, dient vor allem den Medien,
die sich auch 2019 den verschiedenen Analysen widmeten.

Den Beginn machte Anfang Juli eine neue Plattform namens «politik.ch» mit einer
Auswertung der Prasenz wahrend der ganzen bisherigen 50. Legislatur. «Prasenz»
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wurde dabei mit der Teilnahme an den total 4'076 Abstimmungen, die im Nationalrat bis
zur vorletzten Session durchgefihrt wurden, gemessen. Zum <«Absenzenkénig von
Bern» - so die Aargauer Zeitung, die Uber die Studie berichtete - wurde Roger Képpel
(svp, ZH) gekirt. Er habe 22.4 Prozent aller Abstimmungen «geschwanzt», gefolgt von
Martin Baumle (glp, ZH; 21.9%) und Hans Grunder (bdp, BE; 21.7%). Frauen stimmten
tendenziell disziplinierter ab, schloss die Zeitung, weil sich am anderen Ende der Skala
Andrea Geissbuhler (svp, BE), Barbara Keller-Inhelder (svp, SG) und Sandra Sollberger
(svp, BL) fanden, die alle weniger als sechs der Uber 4'000 Abstimmungen verpasst
hatten. Die Aargauer Zeitung liess die Protagonisten zu Wort kommen. Bei wichtigen
Abstimmungen sei er vor Ort, nicht aber, wenn «das ausufernde Berufsparlament mit
sich selbst beschaftigt» sei, verteidigte sich Roger Képpel. «Das Volk» habe sie ins
Parlament gewahlt und erwarte, dass sie an den Abstimmungen teilnehme, befand
hingegen Andrea Geissbuhler. Im Schnitt hatten die Nationalratinnen und Nationalrate
drei Prozent der Abstimmungen verpasst. Im Tages-Anzeiger wurde daran erinnert, dass
«immer brav auf dem ehrwirdigen Nationalratssessel zu sitzen» nicht mit politischem
Einfluss gleichzusetzen sei. Die wichtigsten Entscheidungen fielen nicht im Ratssaal,
sondern «in den Kommissionen, in den Hinterzimmern des Bundeshauses und den
Salons des Bellevue-Hotels».

Einen Versuch, diese Art von Einfluss zu messen, unternahm die Sonntagszeitung mit
ihrem alle zwei Jahre publizierten «Parlamentarier-Rating». Hier erhélt Punkte, wer
viele Reden halt, in wichtigen Kommissionen sitzt und erfolgreich Vorstésse einreicht;
wer innerhalb der eigenen Partei wichtige Funktionen innehat, einer starken Fraktion
angehort, hohe Medienpréasenz hat und ausserhalb des Parlaments gut vernetzt ist. Wie
schon zwei Jahre zuvor wies die Zeitung SP-Parteiprasident Christian Levrat (sp, FR) als
«méchtigsten» Parlamentarier aus, gefolgt von Pirmin Bischof (cvp, SO) und Thomas
Aeschi (svp, ZG). Levrat sei «immer dabei, wenn es in der Schweizer Politik etwas
anzuschieben oder zu blockieren» gelte. Allerdings falle die SP-interne grosse Llcke
hinter Levrat auf. In den Top Ten gebe es kein weiteres SP-Mitglied, was darauf
hindeute, dass die parteiinterne Erneuerung wohl noch nicht geschafft sei.
Ausgerechnet bei den Frauen schneide die SP schlecht ab. Unter den 15 hochst
bewerteten Frauen - diese Liste wurde von Tiana Angelina Moser (glp, ZH; total Rang 6)
und Lisa Mazzone (gp, GE; Rang 13) angeflihrt - fdnden sich lediglich zwei Genossinen:
Maria Carobbio Guscetti (sp, Tl; Rang 23) und Barbara Gysi (sp, SG; Rang 34). Fur das
Rating berlcksichtigt wurden nur jene Parlamentsmitglieder, die seit Beginn der
Legislatur in den Réaten gesessen hatten und bei den eidgendssischen Wahlen 2019
wieder antreten wollten. Entsprechend war der 173. Rang auch der letzte. Dort befand
sich Bruno Walliser (svp, ZH). Indem die Sonntagszeitung die Rangierung hinsichtlich
Medienprasenz mit der Gesamtrangierung verglich, machte sie auch «die grossten
Blender» aus. Die drei Zlircher Abgeordneten Claudio Zanetti (svp), Roger Képpel (svp)
und Regine Sauter (fdp) seien zwar «Lieblinge der Medien», spielten im Parlament aber
«eine bescheidene Rolle».

Auf der Basis der Abstimmungen im Nationalrat berechnete die Sonntagszeitung in
einer weiteren Analyse, wie héaufig alle Volksvertreterinnen und -vertreter bei
Gesamtabstimmungen in der 50. Legislatur zur Mehrheit gehort hatten. Wenig
Uberraschend fanden sich auf den vorderen Rangen - die Sonntagszeitung nannte sie
«die Erfolgreichsten» - Mitglieder der CVP- und der BDP-Fraktion, die jeweils mit links
oder rechts oder innerhalb einer grossen Koalition Mehrheiten schaffen. Angeflhrt
wurde die Liste von Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL), die bei 98.5 Prozent aller
Gesamtabstimmungen gleich wie die Mehrheit gestimmt hatte, was ihr in der
Weltwoche den Titel «[d]ie mit dem Strom schwimmt>» einbrachte. Auf Platz zwei und
drei folgten Viola Amherd (cvp, VS; 98.3%) und Géraldine Marchand-Balet (cvp, VS;
98.2%). Bei den 68 «Erfolglosesten» handelte es sich durchgangig um SVP-
Fraktionsmitglieder, angeftihrt von Erich Hess (svp, BE; 46.8%), Toni Brunner (svp, SG;
48.8)%) und Pirmin Schwander (svp, SZ; 49.8%).

Mitte Oktober warteten dann schliesslich die NZZ und Le Temps mit ihrem alljahrlich
erscheinenden «Parlamentarier-Rating» auf. Erneut wiesen die auf der Basis des
Abstimmungsverhaltens vorgenommenen Positionierungen der Parlamentsmitglieder
auf einer Skala von -10 (ganz links) bis +10 (ganz rechts) auf eine zunehmende
Homogenisierung innerhalb der Parteien hin. Insbesondere an den Polen habe die
Fraktionsdisziplin ein noch nie gekanntes Ausmass erreicht, so die NZZ. So hatten sich
die Mitglieder der SP-Fraktion vor den Wahlen 2015 auf einer Skalen-Spannweite von
3.4 Punkten verteilt, im aktuellen Rating betrage dieser Wert lediglich noch 1.2 Punkte.
Die Extrempositionen in der SP besetzten im aktuellen Rating Silvia Schenker (sp, BS;
-10.0) und Adrian Withrich (sp, BE; -8.8). Eine im Vergleich zu 2015 wesentlich gréssere
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Fraktionsdisziplin wiesen bei dieser Berechnung auch die Grinen auf. Lagen das am
meisten linke und am meisten rechte grine Fraktionsmitglied 2015 noch um 2.7
Skalenpunkte auseinander, trennten Maya Graf (gp, BL; -9.2) und die drei ganz am linken
Rand politisierenden Michael Téngi (gp, LU; -10.0), Irene Kalin (gp, AG; -10.0) und Regula
Rytz (gp, BE; -10.0) im Jahr 2019 lediglich noch 0.8 Skalenpunkte. Damit waren die
Grlinen im Durchschnitt erstmals seit 2011 wieder weiter links positioniert als die SP:
«Les Verts n'ont jamais été aussi & gauche», war dies Le Temps gar die Uberschrift der
Analyse wert. Am anderen Ende der Skala, bei der SVP, verringerte sich der Wert der
Spannweite von 3.7 auf 1.2 Punkte - ohne Beriicksichtigung von Roberta Pantani (lega,
T1), die zwar der SVP-Fraktion angehort, aber die Lega vertritt und mit einem Wert von
8.2 die am weitesten «linke» Position in der SVP-Fraktion im Nationalrat vertrat. Gleich
drei SVP-Nationalrate politisierten ganz rechts aussen und wiesen einen Skalenwert von
10.0 aus: Toni Brunner, Luzi Stamm (svp, AG) und Adrian Amstutz (svp, BE). Jean-Pierre
Grin (svp, VD) fand sich bei Position 8.8 und war damit das am weitesten links
positionierte Mitglied der SVP im Nationalrat. Selbst bei der CVP war eine
Disziplinierung festzustellen: Es zeigte sich im Vergleich zu 2015 ein Rickgang der
Spannweite von 3.6 auf 2.6 Punkte, wobei die Fraktion im Vergleich zum Vorjahr
zahlreiche Mitglieder leicht rechts von der Mitte aufwies und sich von -1.0 (Dominique
de Buman; cvp, FR) bis 1.6 (Philipp-Matthias Bregy; cvp, VS) erstreckte. Die der CVP-
Fraktion angehdérenden EVP-Mitglieder waren wesentlich weiter links als ihre Fraktion:
Niklaus Gugger (ZH) wurde auf der Skala bei -4.2 und Marianne Streiff-Feller (BE) bei
-4.3 eingestuft. Die restlichen drei Fraktionen hingegen waren im Vergleich zu 2015
heterogener geworden. Bei der FDP war die Zunahme von 2.5 auf 2.6 Skalenpunkte
freilich minim. Die Fraktionsgrenzen wurden bei den Freisinnigen von Walter Muller
(fdp, SG; 4.5) und Christa Markwalder (fdp, BE; 1.9) eingenommen. Grdssere Spriinge
machten die BDP und die GLP. Wahrend sich bei der BDP die Spannweite im Vergleich
zu 2015 von 1.2 auf 2.0 fast verdoppelte - wie schon 2015 deckte Rosmarie Quadranti
(bdp, ZH; -1.7) die linke Flanke ab, wahrend sich Hans Grunder (bdp, BE; 0.3) am rechten
Rand der BDP positionierte - wuchs die Heterogenitat innerhalb der traditionell
eigentlich sehr homogenen GLP von 0.5 auf 2.7 Skalenpunkte an. Hauptgrund dafur war
Daniel Frei (glp, ZH), der von der SP in die GLP gewechselt hatte und mit seiner Position
von -5.7 zwar weit weg vom rechten Rand der SP (-8.8), aber auch weit weg vom linken
Rand der bisherigen GLP-Mitglieder war. Dieser wurde von Kathrin Bertschy (glp, BE;
-3.5) eingenommen, die in der Tat lediglich 0.5 Skalenpunkte von Martin Badumle (-3.0),
also dem rechten GLP-Rand, positioniert war. Die politische Landschaft verarme,
schloss die NZZ aus diesen Zahlen. Vor allem zwischen den Mitte- und den Polparteien
klaffe eine Licke. Dort hatten friher moderate SVP- und SP-Vertreter als Brickenbauer
gewirkt. Schuld fur die zunehmende Fraktionsdisziplin seien aber nicht nur die
Parteizentralen, sondern auch die wachsende Zahl an zu behandelnden Geschéften, bei
denen Parlamentsmitglieder keine fundierte eigene Meinung mehr bilden kénnten und
deshalb gemass der Empfehlung der Parteileitung stimmten.

Die zahlreichen auf die neue Legislatur 2019 bis 2023 hin angekindigten Rucktritte im
Standerat veranlasste die Verfasser des Ratings zur Spekulation eines Rechtsrutschs der
kleinen Kammer nach den Wahlen 2019. Die politische Mitte des Standerats befinde
sich bei Pirmin Bischof, also bei -2.8. Da elf zurlcktretende Kantonsvertreterinnen und
-vertreter links und lediglich sieben rechts von Bischof seien und alle zurticktretenden
im Schnitt deutlich linker (-5.3) positioniert seien als die wieder antretenden (-2.3),
stellten die Standeratswahlen vor allem fur Mitte-Links eine Herausforderung dar, so
die NZZ. Eindrucklich liess sich dies anhand von Raphaél Comte (fdp, NE) nachzeichnen.
Der Neuenburger Freisinnige positionierte sich mit -5.7 néher bei Daniel Jositsch (sp,
ZH), der mit -6.8 den rechten Rand der SP in der kleinen Kammer besetzte, als bei
seinem am weitesten rechts positionierten Fraktionskollegen Philipp Muller (fdp, AG;
4.5) und dem Schnitt der FDP (2.3). Da Comte nicht mehr antrete, sei wohl auch in der
FDP mit einem Rechtsrutsch in der kleinen Kammer zu rechnen. ™
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WAHLGESCHAFT
DATUM: 24.11.2014
MARC BUHLMANN

WAHLGESCHAFT
DATUM: 30.11.2015
MARC BUHLMANN

Parlamentsorganisation

2014 amtete Ruedi Lustenberger (cvp, LU) als Nationalratsprasident. Traditionsgemaéss
fanden in der Wintersession 2014 die Wahlen flr des neue Prasidium und die neuen
Vizepréasidien statt, wobei es zwar jeweils Formsache ist, dass der amtierende erste
Vizeprasident zum Prasidenten und der amtierende zweite Vizeprésident zum neuen
ersten Vizeprasident erkoren werden. Ebenfalls Usus ist die rotierende Besetzung der
Prasidien nach Parteifarbe. Interessant und medial aufbereitet ist freilich die
Stimmenzahl, die ein neuer Prasident von der Grossen Kammer erhalt. Der amtierende
erste Vizeprasident Stéphan Rossini (sp, VS) wurde mit soliden 170 Stimmen zum neuen
Nationalratsprasidenten gewéahlt. Von den 185 eingelangten Wahlzetteln waren neun
leer, einer ungultig und funf mit anderen Namen beschrieben. Rossini stellte in seiner
Rede den nationalen Zusammenhalt und die Bedeutung von Innovation und Forschung
in den Vordergrund. Es brauche eine offene Schweiz. Die Présidentschaft des Walliser
Sozialdemokraten fallt zusammen mit dem 200-jahrigen Jubildum der Zugehorigkeit
des Kantons Wallis zur Schweiz. Zur ersten Vizeprasidentin wurde Christa Markwalder
(fdp, BE) bestimmt. Bei der jungen Freisinnigen waren 21 der 189 eingelangten
Wahlzettel leer, einer ungultig und 13 Diversen zugedacht. Sie wurde mit 154 Stimmen
gewahlt. Turnusgemass steht der SVP das Prasidium im Jahr 2017 zu. Die SVP-Fraktion
schlug Jurg Stahl (svp, ZH) vor, der mit 132 Stimmen gewéhlt wurde. Bei Stahl waren
zwolf der 173 eingegangenen Wahlzettel leer, einer ungultig und je 14 Stimmen gingen an
Rudolf Joder (svp, BE) bzw. an Diverse. Stahl hatte sich parteiintern gegen Felix Muri
(spv, LU) und Yves Nidegger (svp, GE) durchgesetzt. ™

Zur letzten offiziellen Aufgabe des Altersprasidenten nach eidgendssischen Wahlen
gehort die Organisation der Wahl des Nationalratsprasidenten oder der
Nationalratsprasidentin. 2015 oblag diese Aufgabe Luzi Stamm (svp, AG). Zur Wahl
vorgeschlagen war die Vizeprasidentin von 2014, Christa Markwalder (fdp, BE), die
offiziell von allen Fraktionen unterstitzt wurde. Von den 199 eingelangten Wahlzetteln
stand auf 159 der Name der Freisinnigen. 14 Wahlzettel blieben leer, zwei waren
ungultig, zwolf gingen an den Parteikollegen Christian Wasserfallen - der Markwalder
2013 in der FDP-internen Ausmarchung unterlegen war - und 12 Stimmen fielen auf
Diverse. Markwalder bedankte sich in einer Rede flr die Wahl. Sie wolle ihr Prasidialjahr
unter das Motto "Respekt" stellen. Sie zog einen Vergleich zwischen Politik und Musik:
Es gelte den richtigen Ton zu treffen, taktvoll zu sein und Disharmonien zu korrigieren.
Um diese Metapher zu unterstreichen, spielte Markwalder zusammen mit Kathrin
Bertschy (glp, BE), Maja Ingold (evp, ZH) und Balthasar Glattli (gp, ZH), die zusammen das
Bundeshausquartett bilden, einen Walzer von Antonin Dvorak. Dass ein "Miliz-
Streichquartett" aus vier verschiedenen Parteien die Legislatur er6ffne - so Markwalder
weiter — symbolisiere das Zusammenspiel, dass auch in der Politik essenziell sei.

In der Presse wurde die 40-jahrige Markwalder als gut vernetzte Aussenpolitikerin
beschrieben. Sie sitzt seit ihrem 28. Lebensjahr im Nationalrat und steht fur eine enge
Verbindung zwischen der Schweiz und der EU ein. Acht Jahre lang war sie Prasidentin
der Neuen Europaischen Bewegung Schweiz (Nebs), die einen EU-Beitritt anstrebt.
Immer wieder wurde auch die so genannte "Kasachstan-Affare" beschrieben, bei der
die Bernerin mit "einem blauen Auge davongekommen" sei (NZZ). Dass ihr die Sache
kaum geschadet hat, bewies nicht nur ihre Wiederwahl im Oktober 2015, sondern auch
die Wahl zur Nationalratsprasidentin, die die Krénung ihrer Karriere darstelle (AZ), auch
wenn die 159 Stimmen ein vergleichsweise "méssiges Resultat" ergaben (TA).

Mit der Wahl von Christa Markwalder zur Nationalratsprasidentin und der gleichzeitigen
Wahl von Raphaél Comte (fdp, NE) zum Sténderatsprasidenten sowie von Johann
Schneider-Ammann zum Bundesprasidenten, waren die hochsten Amter der
Eidgenossenschaft 2015 ganz in den Handen der FDP - 2014 war die SP Nutzniesserin
dieser aufgrund von Rotation allerdings eher zufélligen Konstellation.

Zum ersten Vizeprasidenten wurde Jirg Stahl (svp, ZH) gewahlt. Er erhielt 163 von 181
gultigen Stimmen. Von den 192 eingelangten Wahlzetteln waren neun leer, zwei ungultig
und 18 enthielten diverse andere Namen. Der Sitz des zweiten Vizeprasidenten wird
2015 von Dominique de Buman (cvp, FR) besetzt. Der Freiburger Christdemokrat konnte
107 Stimmen auf sich vereinen. Von den lediglich noch 153 eingelangten Wahlzetteln
blieben 20 leer und auf 26 standen andere Namen als de Buman. ®
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STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2018
MARC BUHLMANN

Das in der NZZ prominent platzierte, aber auch von anderen Medien aufgenommene
Parlamentarierrating 2018, das von der Forschungsstelle Sotomo aufgrund des
Abstimmungsverhaltens im National- und Standerat berechnet wird, zeigte seit der
letzten Ausgabe 2017 nur wenig Veranderungen hinsichtlich Positionierung der
Parteien. Noch immer war eine deutliche Trennung der einzelnen Fraktionen im
Nationalrat zu beobachten, mit Ausnahme der SP und der Grinen sowie der CVP und
der BDP, bei denen sich die Positionierungen einzelner Parlamentarierinnen und
Parlamentarier auf einer Skala von -10 (ganz links) und +10 (ganz rechts) teilweise
Uberlappten. Die Extrempole des Nationalrats wurden von Fraktionsmitgliedern der SP-
bzw. der SVP eingenommen: Silvia Schenker (sp, BS; -10.0) sowie Luzi Stamm (svp, AG;
10.0) und Toni Brunner (svp, SG; 10.0) besetzten die Skalengrenzen. Das Spektrum der
SP-Fraktion reichte von dieser Extremposition bis -8.5. Dieser «rechte Fllgel» der
Sozialdemokraten wurde vom neu in den Nationalrat nachgertckten Adrian Wuthrich
(sp, BE) besetzt. Die Spannweite der Grinen reichte von -9.5 (Regula Rytz; gp, BE) bis
-8.6 (Bastien Girod; gp, ZH). Im Schnitt waren die Mitglieder der SP-Fraktion erneut
etwas linker positioniert als jene der GP-Fraktion. Das war zwischen 1995 und 2011
umgekehrt. Zwischen dem links-griinen Pol und der Mitte tat sich eine ziemliche Licke
auf. Die beiden der CVP-Fraktion angehdrenden EVP-Mitglieder Marianne Streiff-Feller
(evp, BE) und Niklaus Gugger (evp, ZH), der Ende 2017 in den Nationalrat nachgerutscht
war, waren mit ihren Werten von -4.1 bzw. -3.7 zwar deutlich am linken Fraktionsrand
angesiedelt, damit aber noch immer mehr als vier Skalenpunkte von SP und GP entfernt
positioniert. Immer noch links der Mitte reihte sich anschliessend die GLP-Fraktion ein,
die sich erneut als sehr homogen présentierte (-3.3 bis -3.0). Die CVP- und die BDP-
Fraktion Uberlappten sich ebenfalls. Bei beiden kam dabei der rechte Rand genau bei
der Position O zu liegen; bei der BDP wurde dieser von Hans Grunder (bdp, BE) und bei
der CVP von Daniel Fassler (cvp, Al), Gerhard Pfister (cvp, ZG) und Fabio Regazzi (cvp, Tl)
besetzt. Den linken Rand besetzten bei der CVP Kathy Riklin (cvp, ZH: -1.5) und bei der
BDP Rosmarie Quadranti (bdp, ZH: -1.9). Auch auf der rechten Ratsseite klaffte eine
Licke. Der Abstand zwischen der FDP, deren Spektrum sich zwischen 1.0 (Christa
Markwalder; fdp, BE) und 3.4 (Walter Muller; fdp, SG) aufspannte und der SVP, deren
linker Pol bei 7.4 zu liegen kam (Jean-Pierre Grin, svp, VD) betrug ebenfalls 4
Skalenpunkte.

In der NZZ wurden auch die Positionen einzelner Parlamentsmitglieder diskutiert, die
sich Uber die Jahre stark verédndert hatten. So hatte etwa Thomas Muiller (svp, SG) laut
der Auswertung einen Sprung auf der Skala von 1.5 nach 9.5. gemacht. Mdller war 2006
als CVP-Politiker gewéhlt worden und hatte 2011 in die SVP gewechselt, wo er dann mit
den Jahren einen eigentlichen Rechtsrutsch vollzog. Die Gegenrichtung hatte Gerhard
Pfister eingenommen, der von einer rechten Position (4.0) genau in die Mitte (0) gertickt
war. Dies sei erst nach seiner Ubernahme des CVP-Prasidiums passiert, was belege, so
die NZZ, dass Pfister die CVP nicht nach rechts gezogen, sondern den rechten Fllgel in
die Partei integriert habe.

Im Standerat waren die Licken zwischen den Fraktionen geringer. Zwischen dem am
weitesten «rechts» stehenden SP-Stédnderat Daniel Jositsch (sp, ZH: -5.6) und der am
weitesten «links» positionierten CVP-Standeratin Anne Seydoux-Christe (JU) lagen
knapp 2 Skalenpunkte. Mit Raphaél Comte (fdp, NE) fand sich gar ein FDP-Standerat an
dieser Position (-3.8). Allerdings war Comte damit relativ weit von seiner restlichen
Standeratsfraktion entfernt, bei der Philipp Muller (fdp, AG) bei 3.6 den rechten Rand
einnahm. Auch hier war der Skalenabstand zur SVP, deren Spektrum sich zwischen den
beiden Schwyzer Stéanderaten, Alex Kuprecht (6.9) und Peter Féhn (10.0) erstreckte, mit
3.3 Punkten kleiner als im Nationalrat. ™
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MOTION
DATUM: 14.12.2012
MARC BUHLMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.2013
MARC BUHLMANN

Volksrechte

Fur einigen Wirbel sorgten die Referenden gegen die Steuerabkommen mit
Deutschland, Grossbritannien und Osterreich, die von der Auns, dem Bund der
Steuerzahler, der Juso und der jungen SVP ergriffen wurden. Aufgrund von Termindruck
musste das Abstimmungsbichlein mit den Referenden bereits gedruckt werden,
obwohl noch nicht klar war, ob die Referenden Uberhaupt zustande kommen wirden.
Erst Ende Oktober verflugte die Bundeskanzlei das Nichtzustandekommen der drei
Referenden aufgrund fehlender Unterschriften. Vom 56-seitigen Bundesbuchlein
waren also nur noch 18 Seiten (fiir die Anderung des Tierseuchengesetzes) giltig. Die
Mehrkosten fur den Druck betrugen rund CHF 1 Mio. Flr lange Diskussionen sorgte aber
auch die Kritik der Referendumskomitees an einzelne Gemeinden, welche fir die
Beglaubigung der Unterschriften zu viel Zeit gebraucht hatten. Das Bundesgesetz tber
politische Rechte (Art. 62) sieht vor, dass die Unterschriften ,unverzlglich™ beglaubigt
und dem Komitee zurlickgegeben werden mussen. Vor allem die Auns bemangelte
insbesondere Gemeinden aus dem Kanton Genf, die beglaubigte Unterschriften mittels
B-Post zurlickgeschickt hatten, welche dann nicht fristgerecht eingereicht werden
konnten. Sie kiindigte eine Liste saumiger Gemeinden und gar eine Beschwerde ans
Bundesgericht an. Auch der Gewerbeverband beklagte das Verhalten der Gemeinden im
Rahmen seiner Unterschriftensammlung gegen das Raumplanungsgesetz. In der Folge
wurden verschiedene Losungen diskutiert. Den Gemeinden solle etwa eine Frist
vorgeschrieben werden oder die Beglaubigung sei ausserhalb der Referendumsfrist von
90 Tagen anzusetzen. Eine dhnliche Diskussion wurde bereits Anfang der 1990er Jahre
gefuhrt, als das Referendum gegen die NEAT nur sehr knapp zustande gekommen war.
Die Staatspolitische Kommission reichte in der Folge eine Kommissionsmotion ein, die
getrennte Fristen fur das Sammeln und Beglaubigen der Unterschriften verlangt. Noch
in der Wintersession nahm die grosse Kammer das Begehren an. Im Standerat stand das
Geschaft 2012 noch aus. Ebenfalls noch nicht behandelt war eine Motion Stamm (svp,
AG) (12.4260), die die Verantwortung fir die Beglaubigung nach der Frist fur die
Unterschriftensammlung an die Bundeskanzlei Ubertragen will.

Die vor allem im Rahmen der Umsetzung und Lancierung von Volksinitiativen diskutierte
Kontroverse um das Verhéltnis zwischen Bundesrecht und Vélkerrecht wird 2014 wohl
zu einigen weiteren parlamentarischen Debatten fliihren. Vertreter der SVP reichten im
Berichtjahr namlich nicht weniger als drei parlamentarische Initiativen zum Thema ein.
Der Vorstoss von Brand (svp, GR) fordert einen Vorrang der Bundesverfassung tUber das
Vélkerrecht, die parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH) will, dass die Angleichung
oder Auslegung volkerrechtlicher Vertrage und Bestimmungen an das Schweizer
Landesrecht dem Referendum unterstellt wird und die parlamentarische Initiative
Stamm (svp, AG) fordert, dass volkerrechtliche Vertrage vom Bundesrat gekindigt oder
neu ausgehandelt werden mussen, wenn diese der (auch aufgrund von angenommenen
Initiativen revidierten) Bundesverfassung widerspricht. Die SVP hatte im Rahmen der
Prasentation eines Positionspapiers das Volkerrecht als undemokratisches Recht
bezeichnet, weil dieses von Organisationen beschlossen werde, die demokratisch nicht
legitimiert seien. Die Volkspartei dachte zudem laut Uber die Lancierung einer
Volksinitiative zu diesem Thema nach. Ebenfalls im Berichtjahr noch nicht im Parlament
behandelt wurde ein vom Bundesrat Ende 2013 zur Annahme beantragtes Postulat der
FDP, mit dem ein Bericht zum Verhaltnis von Landesrecht und Vodlkerrecht,
insbesondere im Hinblick auf mogliche Hierarchiestufen, gefordert wird. Schliesslich
mischte sich auch das Bundesgericht aktiv in die Debatte ein. Noch im Februar hatten
sich die Bundesrichter daflr ausgesprochen, dass die Rechtsprechung des
Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR) Vorrang selbst gegentber
Verfassungsnormen geniesse. Die Richter sprachen sich dabei in einem Urteil
insbesondere gegen einen Automatismus in der Ausschaffungsinitiative aus. Die
faktische Uberordnung von Vélkerrecht (iber Landesrecht durch das oberste Gericht
rief bei der SVP geharnischte Reaktionen hervor. Nachdem der EGMR dann aber im
September die Schweiz verurteilte, weil diese einen nigerianischen Drogenkurier hatte
ausweisen wollen und das Bundesgericht in der Folge zunehmend mit Beschwerden von
kriminellen Ausléndern konfrontiert wurde, die sich auf diesen Fall beriefen, machten
die Lausanner Bundesrichter deutlich, dass sie den Entscheid des EGMR fir zweifelhaft
hielten. ®
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MOTION
DATUM: 07.10.2013
MARC BUHLMANN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.09.2014
MARC BUHLMANN

WAHLEN
DATUM: 28.11.2004
MAGDALENA BERNATH

Die aufgrund der Probleme bei der Unterschriftensammlung flr die Referenden gegen
die Doppelbesteuerungsabkommen mit Deutschland, Osterreich und Grossbritannien
eingereichte und noch 2012 von der grossen Kammer gutgeheissene Motion der
Staatspolitischen Kommission des Nationalrats wurde im Berichtjahr im Sténderat
behandelt. Inhalt der Motion war die Forderung nach getrennten Fristen fiir das
Sammeln und die Beglaubigung der Unterschriften. Besagte Referenden waren knapp
nicht zustande gekommen, woflir die Referendaren - allen voran die Auns - das
schleppende Beglaubigungsverfahren in den Gemeinden verantwortlich gemacht
hatten. In der Zwischenzeit hatte das Bundesgericht die Beschwerde der Auns
allerdings abgewiesen. Die nachgereichten bescheinigten Unterschriften waren nicht
fristgerecht eingereicht und deshalb als unglltig betrachtet worden. Das Gericht
bekréaftigte damit Artikel 141 BV, wonach bescheinigte Unterschriften bis spatestens am
letzten Tag der 100-tégigen Frist bei der Bundeskanzlei eintreffen mdussen.
Bundeskanzlerin Casanova wies die Standerate darauf hin, dass die Probleme haufig bei
der mangelnden Organisation der Referendumskomitees selber liegen, welche die
Unterschriften den Gemeinden zu spat oder gesammelt statt gestaffelt zur
Beglaubigung Uberreichen. Auch weil der Bundesrat in seiner Antwort auf die Motion
darauf hinwies, dass er eine Teilrevision der politischen Rechte zu diesem Anliegen
vorbereite, lehnte die kleine Kammer die Motion mit 32 zu 1 Stimme bei 4 Enthaltungen
ab. Eine Motion Stamm (svp, AG) (12.4260), die in eine &hnliche Stossrichtung zielte,
wurde in der Folge auch im Nationalrat mit 127 zu 66 Stimmen abgelehnt. Die SVP wurde
in diesem Begehren einzig von der geschlossenen griinen Fraktion unterstitzt. In der
Vernehmlassung, in welche die besagte Revision der politischen Rechte im Marz
geschickt wurde, stiess die Idee einer gestaffelten Frist auf eher negative Reaktionen.

Die Diskussion um die Umsetzung von Volksinitiativen, bzw. um das Verhaltnis zwischen
Volkerrecht und Landesrecht, hatte 2013 zu einiger Aktivitdt in den Reihen der SVP
geflhrt. Mit seiner parlamentarischen Initiative forderte Luzi Stamm (svp, AG) eine
Regelung des Verhaltnisses zwischen Bundesgesetzen und Staatsvertriagen. Stamms
Vorschlag sah vor, dass in einem Konflikt das neuere Recht dem alteren vorgeht. Sollte
also ein neues Bundesgesetz oder ein neuer Verfassungsgrundsatz geschaffen werden,
so musste ein alterer, volkerrechtlicher Vertrag neu ausgehandelt oder aber gekundigt
werden. Damit einher ging die Forderung, dass keine rechtlich oder faktisch
unklndbaren Staatsvertrage mehr abgeschlossen werden dirften. Sollte ein neuer
referendumspflichtiger Staatsvertrag im Konflikt mit bestehendem Gesetz geraten, so
musste das Gesetz angepasst werden. Mit dem Vorschlag wére die so genannte
Schubert-Praxis verandert worden, die vorsieht, dass ein vdlkerrechtlicher Vertrag
einem Bundesgesetz vorgeht, wenn der Gesetzgeber sich nicht ausdricklich Uber den
Vertrag hinwegsetzt. Die SPK-NR lehnte die parlamentarische Initiative mit 16 zu 7
Stimmen ab und erachtete es als sinnvoller, die bisherige Praxis beizubehalten, mit der
Konflikte zwischen Rechtsnormen bereits beim Erlass zu vermeiden versucht werden
und bei der Umsetzung von Initiativen auf Konformitat mit dem Vélkerrecht geachtet
wird. Der Nationalrat folgte dem Antrag seiner SPK und gab der Initiative mit 129 zu 54
Stimmen keine Folge, wobei die Ja-Stimmen allesamt aus der geschlossenen SVP-
Fraktion stammten. %°

Wahlen
Wahlen in kantonale Regierungen

Ende November bestatigten Aargauerinnen und Aargauer nach einem lauen
Wahlkampf ihre Regierung im Amt. Baudirektor Peter Beyeler (fdp) erzielte das beste
Resultat, gefolgt vom Vorsteher des Departements des Innern, Kurt Wernli (parteilos),
Finanzdirektor Roland Brogli und Bildungsdirektor Rainer Huber (beide cvp);
Gesundheitsdirektor Ernst Hasler (svp) erreichte das absolute Mehr knapp. Weder die
SP noch die SVP erreichten ihre Wahlziele: Der SP, die seit 1998 nicht mehr in der
Exekutive vertreten ist, gelang es auch im dritten Anlauf nicht, mit Grossrétin Barbara
Roth den Sitz zurtickzugewinnen; Roth hatte sich im Nominationsverfahren mit lediglich
einer Stimme Vorsprung gegen einen parteiinternen Konkurrenten durchzusetzen
vermocht und verpasste das absolute Mehr deutlich. Die SVP, als wahlerstarkste Partei
mit nur einem Mitglied in der Regierung untervertreten, schaffte es nicht, ihren zweiten
Kandidaten Alex Hurzeler, der Nationalrat Luzi Stamm ausgestochen hatte, so zu
positionieren, dass er ein eigenstandiges Profil bekam, ohne den angeschlagenen
Gesundheitsdirektor Ernst Hasler allzu sehr zu gefahrden. Die Kandidaten der EVP und
der Grlnen blieben trotz beherztem Wahlkampf chancenlos. Klare Siegerin der Wahlen
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war die CVP, die mit knapp 15% Wéhleranteil zwei Regierungsrate stellt. *'

Die Ausgangslage fir die Regierungsratswahlen im Kanton Aargau war spannend: Zwei
langjéhrige Regierungsrate, Ernst Hasler (svp) und Kurt Wernli (parteilos) traten nicht
mehr an. Wernli war 1998 nach einer erfolgreichen wilden Kandidatur aus der SP
ausgeschlossen worden. Fur letztere bot sich nun nach fast zehn Jahren die Chance,
wieder in die Regierung einzuziehen. Rainer Huber (cvp), Roland Brogli (cvp) und Peter
C. Beyeler (fdp) traten erneut an. Die SVP strebte einen zweiten Regierungssitz an. Dies
setzte die CVP unter Druck, wobei vor allem Rainer Huber, der als Bildungsdirektor eine
unpopulére Bildungsreform (das .Bildungskleeblatt®) vertrat, als gefdhrdet galt. Eine
Rolle im Wahlkampf spielte die Frage von Frauenkandidaturen. Der Kanton Aargau hatte
bisher erst eine weibliche Regierungsratin gehabt, die Freisinnige Stephanie Mérikofer,
die 2000 abgewéhlt worden war. Die FDP stellte neben Peter C. Beyeler (bisher) Doris
Fischer-Taeschler fur die Wahlen auf. Die Grinen nominierten mit Susanne Hochuli
eine weitere Frau. Die SVP dagegen stellte, nachdem Frauenkandidaturen in Betracht
gezogen worden waren, letztlich doch zwei Manner auf: Alex Hurzeler und Luzi Stamm.
Die SP nominierte Urs Hofmann. Komplettiert wurde die Auswahl durch die
Aussenseiterkandidaten René Bertschinger (Familia-Partei), Peter Commarmot (fps),
Pius Lischer (parteilos) und Pierre Singer (Freiheitliche Arbeiterpartei). Im ersten
Wahlgang wurden die Bisherigen Brogli (cvp) und Beyeler mit Spitzenresultaten wieder
gewahlt. Ebenfalls gewahlt wurde der Sozialdemokrat Urs Hofmann.
Uberraschenderweise schaffte auch die Griine Susanne Hochuli den Einzug in die
Regierung. Die anderen Kandidatinnen und Kandidaten erreichten das absolute Mehr
nicht: Hurzeler (svp), der die Wahl nur knapp verpasste, befand sich auf dem flnften
Platz, dicht gefolgt von Fischer (fdp) und Stamm (svp). Nur den achten Platz erreichte
der Bisherige Rainer Huber (cvp). Die SVP entschied sich, zum zweiten Wahlgang mit
Hurzeler anzutreten und forderte CVP und FDP auf, ihre Kandidaturen zurtickzuziehen.
Da diese darauf nicht eingingen, kam es im zweiten Wahlgang (7.2.2009) zu einem
Dreikampf von CVP, FDP und SVP. In diesem schaffte Alex Hirzeler (svp) die Wahl mit
einem Vorsprung von Uber 24 000 Stimmen auf Huber (cvp), der damit abgewahlt
wurde. Fischer-Taeschler (fdp) erhielt weniger als halb so viele Stimmen wie im ersten
Wahlgang. Die Aargauer Exekutive setzt sich neu folgendermassen zusammen: 1 SVP, 1
SP, 1 GP, 1 CVP und 1 FDP. Die gleichzeitige Wahl von Hofmann und Hochuli bedeutet
einen Linksrutsch der Regierung.

Eidgendssische Wahlen

Le corps électoral argovien avait a élire 15 représentants et a confirmé sa préférence
pour une majorité bourgeoise. L'apparentement des listes socialiste et
vertes/alternatives a permis a ces derniers de récupérer le siége perdu en 1999 et
d’envoyer un représentant a Berne. Malgré une amélioration de son résultat (+2,5 a
21,2%), le PS n’a pu que confirmer ses trois mandats. Au centre de I'échiquier politique,
I'alliance des deux partis a base confessionnelle (pdc et pev) a principalement bénéficié
aux évangéliques qui ont sauvé leur siege. Le PDC a perdu un siege. Melchior Ehrler,
ancien directeur de I'Union suisse des paysans suisses, n‘a pas été reconduit par les
électeurs. Les démocrates-chétiens ont ainsi obtenu deux mandats. L'alliance avec
I'UDC n’a pas permis aux radicaux de récupérer le siege perdu lors du passage de Luzi
Stamm a I'UDC en 2001. De plus, le conseiller national radical sortant Ulrich Fischer a
perdu son duel face a son collegue de parti Philipp Mlller. Ce dernier était I'auteur de
Iinitiative, rejetée en 2000, qui visait a limiter la proportion des étrangers a 18% de la
population résidante. Avec la confirmation des six sieges UDC et les baisses subies par
les radicaux et les démocrates-chrétiens, chacun obtenant deux mandats, la
recomposition de la droite argovienne s’est poursuivie.

Vor allem die Jungparteien kritisierten den Umstand, dass einige langjéhrige
Nationalrdtinnen und Nationalrdte noch einmal kandidierten. So trat etwa die SVP mit
Toni Bortoluzzi (svp, ZH), Max Binder (svp, ZH), Roland F. Borer (svp, SO), Ulrich
Giezendanner (svp, AG) und Luzi Stamm (svp, AG) mit finf Kandidierenden an, die seit
20 Jahren in der grossen Kammer sitzen. Auch der wieder kandidierende Christoph
Blocher sass schon 24 Jahre im Nationalrat und der 80-Jéhrige Jacques Neirynck (cvp,
VD), der von 1999 bis 2003 und von 2007 bis 2011 in der grossen Kammer sass,
kandidierte ebenfalls noch einmal. Die Anklndigungen von Anita Thanei (sp, ZH) und
Andreas Gross (sp, ZH), firr eine sechste Legislatur zu kandidieren flihrten innerhalb der
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Zircher Kantonalpartei zu einem neuen Verfahren: ab zwdlf Amtsjahren muss zwei
Drittel der Delegiertenstimmen hinter sich vereinen, wer erneut fur den Nationalrat
kandidieren will. Dieser Regel fiel Thanei, nicht aber Gross zum Opfer. Die Tessiner FDP
kennt eine parteiinterne Amtszeitbeschrankung von 12 Jahren, was fir den
Parteiprasidenten Fulvio Pelli den Rucktritt bedeutet hatte. Die Partei entschied
allerdings, dass Pelli als Parteiprasident der FDP Schweiz erneut fur die Kandidatur
zugelassen werden sollte. %

Nach einer eidgendssischen Wahl hat ein provisorisches Blro, das vom
Altersprasidenten zusammengestellt wird, festzustellen, dass die Wahl glltig war und
dass bei den neu gewahlten Volksvertreterinnen und Volksvertretern keine
Unvereinbarkeiten vorliegen. Gestutzt auf den Bericht des Bundesrates zu den Wahlen
stellte ebendieses von Alterspréasident Luzi Stamm (svp, AG) présidierte Bilro die
Gultigkeit der Wahlen in allen 26 Kantonen fest. Damit konnte am ersten Sitzungstag die
50. Legislatur im Nationalrat offiziell mit dem Eid, der von 122 Mitgliedern geleistet
wurde, bzw. mit dem Gellbde, das von 77 Nationalratinnen und Nationalraten abgelegt
wurde, beginnen (15.215). Unvereinbarkeiten wurden keine festgestellt, da Roberto
Schmidt (cvp, VS) seinen Austritt aus der Kommission fir den Fonds Landschaft Schweiz
gegeben hatte - ein Amt, das mit dem Nationalratsmandat nicht vereinbar gewesen
ware. Zudem hatten sich die Nationalrate, die gleichzeitig auch in den Sténderat
gewahlt worden waren (Géraldine Savary (sp, VD), Olivier Francais (fdp, VD), Philipp
Muller (fdp, AG), Daniel Jositsch (sp, ZH) und Ruedi Noser (fdp, ZH)) fir das Mandat in
der kleinen Kammer entschieden - die Regeln besagen, dass Mitglieder eines Rates
nicht gleichzeitig einer anderen Bundesbehdrde angehdren dirfen. Im Falle der beiden
Zlurcher Standerate war die Wahl allerdings noch nicht validiert worden. Das bedeutete,
dass Daniel Jositsch und Ruedi Noser die 50. Legislatur nochmals im Nationalrat
beginnen mussten und ihre Nachfolger Angelo Barrile (sp, ZH) und Hans-Ulrich Bigler
(fdp, ZH) erst am 8. Dezember vereidigt wurden, wobei Angelo Barrile das Gellbde
ablegte. Ebenfalls erst einen Tag vor den Bundesratswahlen wurde Urs Gasche (bdp, BE)
vereidigt, der aufgrund einer Operation die erste Woche der neuen Legislatur verpasst
hatte. Im Stdnderat wurden keine Unvereinbarkeiten festgestellt. Die kleine Kammer
nahm an ihrer ersten Sitzung Kenntnis vom entsprechenden Bericht ihres Buros.

Im Standerat werden jeweils nur die neu gewahlten Mitglieder vereidigt (15.067). Zu
Beginn der 50. Legislatur waren dies zehn Personen, wobei Andrea Caroni (fdp, AR) das
Gelubde ablegte. Daniel Jositsch und Ruedi Noser legten ihr Gellibde bzw. ihren Eid am
8. Dezember ab. Damit war die Konstituierung des neuen Parlaments beschlossen. %

Bei den Nationalratswahlen 2019 im Kanton Luzern waren neu nur noch neun Sitze zu
vergeben. Aufgrund seines geringeren Bevdlkerungswachstums verlor der Kanton im
Vergleich zur vergangenen Legislatur einen Sitz. Trotzdem bewarben sich 252
Kandidaten auf 33 Listen flr einen der verbliebenen Sitze, beides Rekordwerte. Die
CVP (8) und die SVP (7) traten mit besonders vielen Listen an. Der Frauenanteil unter
den Kandidierenden betrug 42.9 Prozent.

Bei den eidgendssischen Wahlen 2015 war die SVP als klare Siegerin hervorgegangen. Sie
hatte ihren Wahleranteil gesteigert, die CVP dUberholt und ihren dritten Sitz
zurlickerobert. Auch die CVP hatte drei Sitze geholt, die FDP zwei, die SP und die
Grlnen je einen.

Aufgrund des verlorenen Mandates vor den Wahlen 2019 beschrankten sich die meisten
Parteien auf das Verteidigen ihrer Sitze. Fir Spannung sorgte der Umstand, dass alle
Bisherigen erneut kandidierten. Es war deshalb schon vor dem Abstimmungssonntag
klar, dass mindestens jemand aus der aktuellen Luzerner Nationalratsdelegation flr die
kommende Legislatur nicht mehr in der Grossen Kammer sitzen wurde. Aufgrund ihrer
Verluste bei den kantonalen Wahlen im Mérz 2019 besonders gefdhrdet schienen die
SVP und die CVP. Die SVP hatte sich eine Listenverbindung mit der CVP oder der FDP
«vorstellen kédnnen». Doch eine derartige Verbindung kam nicht zustande. So musste
die SVP auf die Bekanntheit ihrer drei bisherigen Nationalrate, Yvette Estermann, Felix
Miri und Franz Griter (gleichzeitig Stdnderatskandidat) setzen - und auf die
Unterstlitzung ihrer sechs Unterlisten. Statt mit der SVP gingen die ehemaligen
Erzrivalen CVP und FDP zum zweiten Mal nach 2015 gemeinsam eine Listenverbindung
ein und spannten auch vielerorts im Wahlkampf zusammen. Dieses Blndnis wurde
jedoch arg strapaziert, als die CVP in einer umstrittenen CVP-Online Kampagne auch
verschiedene Luzerner FDP-Kandidaten kritisierte. Nachdem sich die kantonale FDP bei
der CVP beschwerte, wurden alle Eintrage Uber die Luzerner FDP-Kandidaten entfernt.
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Die betroffenen Kandidaten sahen von einer Klage ab und die Parteien nahmen den
gemeinsamen Wahlkampf wieder auf. Die GLP setzte sich die Rickgewinnung des 2015
an die SVP verlorenen Sitzes von Roland Fischer zum Ziel. Daflr ging sie wie schon vor
vier Jahren eine im nationalen Vergleich eher ungewdhnliche Listenverbindung mit den
Grlnen und der SP ein. Die SP, rund um den kantonalen Parteiprasident David Roth,
hegte derweil leise Ambitionen auf einen zweiten Sitz. Die BDP trat dieses Jahr in
Luzern nicht zu den Nationalratswahlen an. Die Partei begriindete den Verzicht mit den
geringen Chancen auf einen Sitzgewinn und ihren Fokus auf die Kommunalwahlen im
Marz 2020.

Am Wahlsonntag verbuchte die CVP einen unerwarteten Erfolg. Dank einer leichten
Zunahme ihres Wahleranteils (+1.6 Prozentpunkte auf 25.5%) Uberholte sie die SVP und
wurde neu wieder starkste Kraft im Kanton. Entgegen der Prognosen konnte sie damit
alle ihre drei Sitze halten. Gewahlt wurden Ida Glanzmann-Hunkeler, Andrea Gmur und
Leo Mduller. Aufgrund der erfolgreichen Standeratskandidatur von Andrea Gmdr,
verzichtete diese auf ihr Nationalratsmandat und Priska Wismer-Felder rutschte fur sie
nach. Einen etwas weniger Uberraschenden Erfolg feierten die Mitte-Links-Parteien.
Ihre Listenverbindung gewann einen dritten Sitz, welchen die GLP fur sich
beanspruchen konnte. Damit zog Roland Fischer zum zweiten Mal nach 2011 in den
Nationalrat ein. Die beiden Bisherigen Michael Téngi (Grine) und Prisca Birrer-Heimo
(sp) wurden beide wiedergewéhlt. Das grosste Wéhleranteilwachstum verzeichneten die
Grlnen, die mit neu 12.2 Prozent (+5.1 Prozentpunkte) nur noch knapp hinter der SP
lagen (13.5%). Grosse Enttduschung verbreitete sich hingegen bei der FDP, denn die
Listenpartnerin der CVP verlor Uberraschend ihren zweiten Sitz. Wahrend Albert Vitali
den erneuten Einzug in den Nationalrat schaffte, musste Peter Schilliger seine Abwahl
verdauen. Auch die SVP verlor, neben ihrer Vorherrschaft im Kanton (-3.8
Prozentpunkte auf 24.7%), einen Sitz. Bei ihr traf es Felix Miri, wédhrend Franz Griter -
mit dem besten Ergebnis aller Kandidierenden - und Yvette Estermann die Wiederwahl
schafften. Die Zusammensetzung der Luzerner Nationalratsdelegation lautete somit
neu: 3 CVP, 2 SVP, 1 FDP, 1 SP, 1 GPS und 1 GLP. Die Stimmbeteiligung fiel zwar im
Vergleich zu 2015 (-2.5 Prozentpunkte), lag mit 48.4 Prozent aber dennoch Uber dem
nationalen Durchschnitt. ?¢

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Les incertitudes ayant été levées suite a I'acceptation en votation populaire des deux
accords bilatéraux avec I'UE durant I'année sous revue, la question du financement du
milliard de francs destiné a soutenir I’effort de cohésion de I’'UE élargie s'est posée
concretement. Le Conseil fédéral a proposé, en 2004, dans son message sur la loi
fédérale sur la coopération avec les Etats d'Europe de I'Est, de compenser ce montant
dans les budgets du DFE et du DFAE (500 millions chacun), afin de ne pas faire gonfler
le budget fédéral. Parmi les diverses options possibles, la Commission de politique
extérieure du Conseil des Etats (CPE-CE) s’est prononcée contre la création d’une loi
spécifique pour encadrer la contribution en question. Elle a par contre proposé de
prendre pour base Iégale de la contribution la nouvelle loi fédérale sur la coopération
avec les Etats d’Europe de I'Est, qui prolonge I'arrété alors en vigueur (voir infra). La
CPE-CE n’a ainsi pas cédé aux exigences de I'UDC, qui souhaitait une loi spéciale, afin
que le peuple puisse se prononcer en cas de référendum. Pour la commission, qui
reprenait au passage les inquiétudes exprimées par les ceuvres d’entraide, le milliard de
francs promis a I’'UE ne devait pas se faire sur le dos de I'aide au développement (Tiers-
Monde notamment). Elle a en effet estimé que I'opération ne devait pas faire supporter
aux populations pauvres d’Afrique les conséquences de |'aide apportée a des gens
moins pauvres de I'Europe de I'Est. La CPE-CE n’a en outre pris aucune décision
concernant la facon de compenser le milliard de francs promis & I'UE. Elle a demandé
au gouvernement de revoir sa copie et lui a laissé le soin de trancher cette question (la
piste consistant & puiser en partie dans les revenus générés par les Bilatérales Il, soit les
recettes des Accords de Schengen/Dublin et de la fiscalité de I"épargne étant toutefois
évoquée). Député UDC et vice-président de I'ASIN, le conseiller national Luzi Stamm
(AG) a déclaré en fin d’année qu’un référendum sur le milliard destiné a soutenir la
cohésion de I'UE élargie serait lancé en 2006, dés que les chambres auraient adopté la
loi fédérale sur la coopération avec les Etats d'Europe de I'Est. Le PS a également
menacé de lancer le référendum si la question était réglée au détriment de l'aide au
développement. ¥
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Lors de son examen par les chambres, les débats se sont presque exclusivement
concentrés sur la question, plutdt technique, de savoir si la reconduction de I"accord
sur la libre circulation des personnes (projet 1), d'une part, et son extension a la
Roumanie et a la Bulgarie (projet 2), d'autre part, constituaient deux questions
indépendantes I'une de I'autre ou un seul et méme sujet. Au Conseil des Etats, le
contenu du projet n‘a pas été contesté. Estimant que les deux arrétés relevaient d'une
seule et méme question, la majorité de la commission s’est prononcée, contrairement a
la proposition du Conseil fédéral, en faveur d'un seul arrété fédéral (c’est-a-dire
intégrer I'arrété fédéral concernant I'extension de I'accord sur la libre circulation des
personnes a la Bulgarie et a la Roumanie a I'arrété fédéral concernant la reconduction
de I'accord sur la libre circulation des personnes). En rapport avec les tensions entre la
Suisse et I'UE sur la question de la fiscalité cantonale, une minorité Reimann (udc, AG) a
proposé de n’entrer en matiere que sur la reconduction de l'accord sur la libre
circulation des personnes et de renvoyer au Conseil fédéral le projet portant sur son
extension a la Bulgarie et a la Roumanie, avec mandat d'en suspendre I'examen jusqu'a
ce que I'UE établisse une déclaration a caractere obligatoire aux termes de laquelle elle
ne mettra plus en cause le systéme fiscal suisse. Le rapporteur de la commission, Dick
Marty (prd, Tl), a déclaré que faire cela reviendrait a tromper les citoyens en leur faisant
croire qu’ils ont le choix d"accepter la reconduction de la libre circulation et de rejeter
son extension. Selon le député tessinois, une libre circulation a la carte n’existe tout
simplement pas. D'autres orateurs se sont également opposés a une séparation des
deux objets, estimant que cela reviendrait a proposer au peuple un vote factice. Urs
Schwaller (pdc, FR) a notamment déclaré que la libre circulation des personnes devait
étre considérée comme un dossier unique, sous peine de violer le principe de non-
discrimination entre les Etats de I'UE. Déclarant qu’il serait antidémocratique de ne pas
permettre au peuple de se prononcer séparément sur chacun des deux objets,
Maximilian Reimann (udc, AG) a justifié son rejet de la solution consistant & lier les deux
objets. Réunies lors de ce débat, les deux conseilleres fédérales Eveline Widmer-
Schlumpf et Micheline Calmy-Rey ont expliqué que le Conseil fédéral avait voulu
souligner le rapport entre la reconduction et I'extension de la libre circulation en
présentant un seul message pour les deux arrétés fédéraux. Elles ont averti qu'un refus
de la reconduction pour une durée indéterminée aurait pour effet, aprés six mois,
|"application automatique de la « clause guillotine », qui entrainerait la dénonciation
des six autres accords bilatéraux avec I'UE. Elles ont également ajouté que méme si un
non a lI'extension de la libre circulation a la Bulgarie et a la Roumanie n’aurait pas de
conséquences automatiques, il est plus que probable que I'UE n’accepterait pas que la
Suisse discrimine deux de ses membres, et la Suisse devrait affronter de pénibles
négociations avec I'UE. Le plénum a finalement suivi la proposition de la majorité de la
commission et a lié les deux projets. Au vote sur I'ensemble, I'arrété fédéral a été
adopté par 34 voix contre 3.

Au Conseil national, une minorité de la commission, emmenée par Luzi Stamm (udc,
AG) et soutenue par des membres du groupe UDC, a proposé de ne pas entrer en
matiere. En ce qui concerne la fusion des deux arrétés fédéraux, la majorité de la
commission, soutenue par les groupes UDC et radical-libéral, a proposé de suivre le
Conseil fédéral et de voter sur deux arrétés fédéraux séparés, alors qu’une minorité
Mario Fehr (ps, ZH), soutenue par le groupe socialiste et par une grande majorité des
Verts et du groupe démocrate-chrétien, a proposé de suivre la décision de la chambre
haute. Rappelant les problémes que connait I'ltalie avec les Roms émigrés illégalement
de Roumanie et les risques d’une autre extension a d’éventuels nouveaux membres de
I'UE comme la Turquie, la Serbie ou le Kosovo, Luzi Stamm (udc, AG) a défendu sa
proposition de non-entrée en matiére. Lui reprochant des propos purement
démagogiques dans la mesure ou la libre circulation des personnes ne s’appliquait pas
aux immigrants illégaux, Kathy Riklin (pdc, ZH) s’est opposée aux arguments avancés par
le député argovien. Le plénum a finalement décidé d’entrer en matiére sur le projet par
138 voix contre 53 (UDC uniquement), rejetant d’ailleurs cing propositions de renvoi de
minorités issues du groupe UDC. Ces derniéres souhaitaient poser plusieurs conditions
au projet : que I'UE garantisse le respect de la souveraineté fiscale de la Suisse ; que
I'UE négocie une clause de sauvegarde pour ces deux pays ; que le projet soit lié au
paiement de la contribution versée au titre de la cohésion pour la Roumanie et la
Bulgarie ; que le Conseil fédéral présente un rapport sur les conséquences d'une
extension de I'accord a d’éventuels nouveaux membres de I'UE ; que le Conseil fédéral
négocie une réglementation plus efficace concernant la réadmission des ressortissants
bulgares et roumains frappés d’une décision de renvoi. Lors de la discussion par
articles, les députés ont décidé, par 101 voix contre 82 et contrairement au Conseil des
Etats, de suivre la majorité de la commission et de ne pas intégrer I'arrété fédéral
concernant I'extension a celui concernant la reconduction de la libre circulation. lls ont
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également adopté, par 105 voix contre 70, une proposition du président de I'USS Paul
Rechsteiner (ps, SG) qui demandait au Conseil fédéral de soumettre, sept ans aprés la
reconduction de |'accord sur la libre circulation, un rapport sur les effets de cet accord
et un arrété fédéral, sujet au référendum, sur la reconduction ou la dénonciation dudit
accord. Les propositions du groupe UDC visant & soumettre les arrétés fédéraux
correspondants au référendum obligatoire, ont toutefois été rejetées. Au vote sur
I'ensemble, les deux arrétés fédéraux ont été adoptés par 175 voix contre 10 (projet 1) et
par 134 voix contre 45 (projet 2).

Au Conseil des Etats, lors de la procédure d"élimination des divergences, la majorité de
la commission a proposé de maintenir sa décision de présenter un seul et unique
projet. Face & elle, une minorité Briner (prd, SH) a proposé de suivre la décision du
Conseil national et de présenter deux projets distincts. Le conseil a finalement décidé,
par 27 voix contre 16, de maintenir sa décision. Il a maintenu également l'autre
divergence d’avec le Conseil national en rejetant sans en débattre la proposition
Rechsteiner.

Au Conseil national, la majorité de la commission a également proposé de maintenir sa
décision de la premiére lecture (projet en deux parties distinctes). Face a elle, une
minorité emmenée par Kathy Riklin (pdc, ZH) a proposé de se rallier a la décision du
Conseil des Etats. Le plénum a toutefois suivi la proposition de la majorité par 106 voix
contre 86. Par 124 voix contre 61, il a également maintenu la proposition Rechsteiner.

En troisieme et derniere lecture, les deux conseils ont campé sur leur positions
respectives, tant sur la question de la fusion des deux projets (le Conseil des Etats par
25 voix contre 16 et le Conseil national par 101 voix contre 86) que sur celle du
référendum apreés sept ans (tacitement et par 116 voix contre 66, respectivement).

La conférence de conciliation a proposé de suivre le Conseil des Etats et de ne
proposer qu'un seul projet. Au niveau la deuxiéme divergence, la conférence a
également retenu pour I'essentiel la décision de la chambre haute : elle a proposé de
biffer la possibilité d’organiser une votation sur la reconduction de la libre circulation
au bout de sept ans, mais de charger le gouvernement de présenter, au plus tard avant
le prochain élargissement de I'UE, un rapport sur les effets de la reconduction des
accords bilatéraux et, au besoin, une série de propositions visant a améliorer les
mesures d'accompagnement contre la sous-enchére salariale et sociale. Ces
propositions ont été adoptées par 32 voix contre 6 par le Conseil des Etats et par 119
voix contre 58 par le Conseil national. Au vote final, le projet a été adopté par 35 voix
contre 2 au Conseil des Etats et par 143 voix contre 40 au Conseil national, les deux
tiers environ de I'UDC s’y opposant. %8

Au mois de juin, le Conseil fédéral a présenté son message concernant la contribution
de la Suisse en faveur de la Bulgarie et de la Roumanie au titre de réduction des
disparités économiques et sociales dans I'UE élargie. Il a estimé qu'il existait des
avantages économiques, politiques et culturels a I'extension des accords bilatéraux
européens a ces deux pays. Ainsi, il a proposé au parlement de soutenir I'UE dans ses
efforts pour atténuer les disparités économiques et sociales de ces deux pays avec
|"ouverture d'un crédit-cadre de 257 millions de francs non remboursable pour une
période de 5 ans. La DDC et le SECO se verraient confier la mise en ceuvre du projet. Au
Conseil national, la CPE-CN a recommandé d'adopter le projet du Conseil fédéral par 14
voix contre 7. Une proposition de ne pas entrer en matiere Stamm (udc, AG), soutenue
en bloc par I'UDC, a été refusée par 108 voix contre 51. Le député estimait qu'il n'était
pas du devoir de la Suisse de réduire les disparités de I'UE et qu’il y avait de grands
risques que l'argent investit dispar(t dans la corruption. La majorité du conseil a elle
considéré que la stabilité et la prospérité au sein de I'UE servaient les intéréts
helvetiques et permettaient d’améliorer I'acces des exportations suisses aux marchés
d’Europe de I'Est. De plus, elle a souligné que la DDC et le SECO avaient les outils
nécessaires pour garantir le bon acheminement des investissements proposés. Une fois
I"entrée en matiere acquise, une proposition de minorité Schller (udc, ZH) a été rejetée
par 112 voix contre 52 malgré le soutien du groupe UDC. Cette minorité proposait de
conditionner la libération du crédit a la réfutation par I'UE de ses propres accusations
de corruption et a la libération de tous les fonds européens bloqués destinés a ces
deux pays. Une autre proposition de minorité Hans-Jurg Fehr (ps, SH) de consacrer 10%
de la contribution aux communautés roms de Roumanie et de Bulgarie a été refusée
par 109 voix contre 56. Cette proposition n'a été soutenue que par les socialistes et les
écologistes. Au vote final, le Conseil national a adopté le projet par 113 voix contre 52.
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Le groupe UDC s'est opposé en bloc au projet. Au Conseil des Etats, la commission de
politique extérieure (CPE-CE) a recommandé a l'unanimité d'adopter le projet. Le
plénum I'a suivie par 34 voix contre 2. %

Dans son message du 7 mars, le Conseil fédéral a invité le parlement a approuver deux
arrétés fédéraux concernant le développement de I'acquis de Dublin/Eurodac. Il s'agit,
pour le premier, de I'approbation et la mise en ceuvre des échanges de notes entre la
Suisse et I'UE concernant la reprise du réglement (UE) n° 604/2013 établissant les
critéres et mécanismes de détermination de I'Etat membre responsable de I'examen
d’une demande de protection internationale. Le second concerne I'approbation et la
mise en ceuvre de I'échange de notes entre la Suisse et 'UE concernant la reprise du
réglement (UE) n°® 603/2013 relatif & la création d’Eurodac, et modifiant le réglement
(UE) n® 1077/2011 portant création d’une agence européenne pour la gestion
opérationnelle des systemes d’information a grande échelle au sein de I'espace de
liberté, de sécurité et de justice. Ceux-ci impliquent des modifications de la loi
fédérale (LEtr) sur les étrangers et de la loi sur I'asile (LAsi). Le Conseil fédéral a fait de
nombreux changement par rapport au droit en vigueur. Il a par exemple décidé
d'introduire une détention de six semaines supplémentaires pour le requérant d'asile
refusant de coopérer. Il s'agit ainsi d'empécher qu'une personne puisse, par son
comportement non coopératif, éviter un transfert Dublin. Ses mesures, plus restrictive,
servent a garantir la crédibilité de la politique migratoire. En ce qui concerne les regles
applicables aux familles et aux mineurs, elles ont été formulées plus clairement et elles
prennent mieux en compte la protection d'un mineur & qui on doit désormais assigner
une personne de confiance.

Le Conseil national a commencé son traitement le 19 juin lors de la session d'été. Une
minorité UDC (Mérgeli (udc, ZH), Bichel (udc, SG), Muri (udc, LU), Reimann (udc,
SG),Reimann (udc,AG), Stamm (udc, AG)) s'est opposée & I'entrée en matiere des deux
arrétés fédéraux. Morgeli (udc, ZH) a pris la parole pour critiquer le systéme
Schengen/Dublin, notamment ses colts et le fait de devoir reprendre
automatiquement du droit européen. Ses autres colléegues de I'UDC se sont également
donné a cceur joie & la critique. La conseillére fédérale Sommaruga (ps) a rappelé que le
systeme Dublin était nécessaire vu la situation critique en lItalie avec les milliers de
migrants devant étre sauvés par I'opération Mare Nostrum. Elle a demandé d'ouvrir les
yeux face a cette misere et de comprendre que I'ltalie avait besoin de soutien. Puis, elle
a souligné I'importance de renouveler le systeme Dublin et Eurodac. La proposition de
la minorité Morgeli de ne pas entrer en matiére a été rejetée par 134 voix contre 50 et 4
abstentions.

Le traitement a repris lors de la session d'automne. Il y a alors eu quatre propositions
de minorité de gauche et de droite concernant I'arrété fédéral réglant la reprise du
réglement (UE) n° 604/2013. La Conseillere fédérale Sommaruga a demandé au
parlement de rejeter toutes les propositions de minorité, ce qu'il a fait. L'article 17 qui
regle la maniere dont est désignée la personne de confiance & un mineur de LAsi a été
modifié par la Chambre du peuple. Il a été élargi de I'alinéa 6 dans lequel il est stipulé
que c'est au Conseil fédéral de désigner la compétence et le réle d'une personne de
confiance pour un mineur. Finalement, le premier arrété fédéral a été adopté avec la
modification de I'article 17 de LAsi par 132 voix contre 53. Le deuxieme arrété fédéral a
été adopté sans discussion par 121 voix contre 49 et 11 abstentions.

Le Conseil des Etats a adhéré aux deux arrétés fédéraux avec la modification proposée
par le Conseil national lors de la session d'automne. Le premier est passé par 37 voix
contre 2 et 4 abstentions et le deuxieme par 34 voix contre 2 et 4 abstentions.

Lors du vote final le 26 septembre, le Conseil national a adopté le premier arrété par
139 voix contre 57 et le deuxieme par 127 voix contre 65 et 5 abstentions. Le Conseil des
Etats a également adopté les deux arrétés fédéraux, I'un par 42 voix contre 2 et 1
abstention et I'autre 39 voix contre 2 et 4 abstentions. *°

Le 28 mai, le Conseil fédéral a transmis au Parlement le message portant sur
|'approbation d'un crédit-cadre de 45 millions de francs en faveur de la Croatie. Ainsi,
la Croatie qui est membre de I'Union Européenne depuis 2013, bénéficierait du méme
soutien que les autres pays de I'Europe de I'Est qui ont adhéré a I'UE depuis 2004.
Cette aide financiére a pour but d'aider les pays de I'Est a se développer et & réduire les
disparités économiques et sociales au sein de I'UE élargie. Il s'agit, par ce moyen,
également de renforcer les relations que ces pays entretiennent avec la Suisse. Le sujet
avait été mis de coté aprés le vote du 9 février, mais le Conseil fédéral a débloqué la
situation fin avril en expliquant qu'il respecterait la libre circulation méme sans accord
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et en confirmant qu'il verserait les 45 millions prévus.

La CPE-CE a proposé a son conseil d'adhérer au projet, ce qu'a fait le Conseil des Etats
en donnant son feu vert au versement de 45 millions de francs a titre d'aide & la Croatie
lors de la session d'automne 2014 par 39 voix contre 2. Il y a eu opposition de Thomas
Minder (indépendant, SH) qui s'est montré sceptique envers I'approbation du peuple
suisse sur ce versement, surtout aprés I'acceptation de l'initiative contre I'immigration
de masse.

Le Conseil national a également approuvé le crédit lors de la session d'hiver par 132 voix
contre 53 et 6 abstentions. L'UDC s'est opposée au versement en proclamant que cette
aide financiére était uniquement dans I'intérét de I'UE et n'apportait aucun avantage a
la Suisse. La demande de I'opposition formée par Blchel (udc, SG), Aebi (udc, BE),
Estermann (udc,LU), Mérgeli (udc, ZH), Reimann (udc, SG) et Stamm (udc, AQG)
concernant la suspension de débat, jusqu'a ce que les négociations concernant la mise
en ceuvre de I'initiative contre I'immigration de masse aient abouti, a été rejetée par
128 voix contre 54.

L'aide financiére devrait étre utilisée a partir de mai 2017 pour financer des projets
concrets visant a améliorer les conditions de vie sur place et a instaurer davantage de
sécurité. ¥

Mittels Postulat forderte Fabio Regazzi (cvp, Tl) den Bundesrat dazu auf, die Kosten fiir
die Schweizer Wirtschaft bei einer Kiindigung des Personenfreiziigigkeitsabkommens
zu berechnen. Seit der Abstimmung Uber die Masseneinwanderungsinitiative versuche
der Bundesrat eine Neuverhandlung des FZA zu initiieren. Da sich die EU bis anhin
jedoch nicht offen fir Verhandlungen zeige, riskiere die Schweiz eine dauerhafte
rechtliche Unvereinbarkeit zwischen Verfassung und FZA, begrindete der Postulant
seinen Vorstoss. Aufgrund der Guillotineklausel wiirden bei einer Aufkiindigung des FZA
auch die anderen sechs Abkommen der Bilateralen | ihre Gultigkeit verlieren und
moglicherweise auch die Schengen-/Dublin-Abkommen sowie die Bildungsabkommen
gekindigt werden. Ausserdem berge auch die RASA-Initiative Kindigungsrisiken,
wodurch die Bezifferung der dkonomischen Konsequenzen erforderlich werde. Der
Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates.

Im Nationalrat wurde das Postulat in der Wintersession 2015 von Luzi Stamm (svp, AG)
bekdmpft und daher in der Frihlingssession 2016 diskutiert. Nationalrat Stamm
kritisierte einerseits, dass das Postulat zu eng gefasst sei, weil die volkswirtschaftlichen
Kosten berechnet werden mussten, nicht nur die Kosten fir die Wirtschaft.
Andererseits gehe es zu weit, denn es sei zu komplex, samtliche potenziellen Folgen
einer Kiindigung der Abkommen zu berechnen. Wirtschaftsminister Schneider-Ammann
empfahl hingegen die Annahme des Postulats, denn dem Bundesrat lagen zu dem
Zeitpunkt bereits zwei Studien vor, welche die «betrachtlichen Kosten» belegten. Das
laut Schneider-Ammann deshalb bereits erfullte Postulat wurde daher mit 125 zu 66
Stimmen deutlich angenommen. *

Im Marz 2020 publizierte der Bundesrat die Botschaft fir das SIS und das Europaische
Reiseinformations- und genehmigungssystem im Rahmen der Weiterentwicklung des
Schengen-Besitzstandes. Mit der Botschaft beantragte der Bundesrat dem Parlament
die Zustimmung beziglich der Ubernahme der Rechtsgrundlagen fiir die Einrichtung,
den Betrieb und die Nutzung des SIS sowie zur Anderung des Bundesgesetzes iber das
Informationssystem fur den Auslénder- und Asylbereich. Im Rahmen dieser Neuerungen
stellte er zudem auch den Antrag auf Abschreibung der Motion Muiri (svp, LU; Mo.
13.3455), deren Forderungen durch die vorliegenden Anpassungen des BGIAA
umgesetzt wirden. Da die Schweiz drei Schengen-Verordnungen im Rahmen des SIS
Ubernehmen und umsetzen musse, seien verschiedene Rechtsgrundlagen anzupassen.
Mit der Verordnung «SIS Polizei» wirde unter anderem die Fahndung nach Personen
verbessert, denen Straftaten mit Terrorismusbezug vorgeworfen werden. Zuklnftig
konnten besonders schutzbedlrftige Personen - beispielsweise Opfer von
Menschenhandel, von Zwangsheiraten oder von elterlichen Entfihrungen - zudem
préventiv zur Fahndung ausgeschrieben werden, um diese damit zu schitzen. Geméss
der Verordnung «SIS Grenze» seien bei einer Gefahrdung der 6ffentlichen Sicherheit
und Ordnung von nun an zwingende Ausschreibungen zur Einreise- und
Aufenthaltsverweigerung vorgesehen, was zu mehr Ausschreibungen und mehr
Einreiseverboten gestutzt auf das AIG fihre. Zudem soll mit der Verordnung «SIS
Ruckkehr» auch die Zusammenarbeit hinsichtlich der Rickkehr «illegal aufhaltiger
Drittstaatsangehdriger» verbessert werden. Der Vollzug der Wegweisung von
Drittstaatsangehdrigen mit irreguldarem Aufenthalt im Schengen-Raum soll erleichtert

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23

17



POSTULAT
DATUM: 07.06.2013
EMILIA PASQUIER

MOTION
DATUM: 04.12.2017
AUDREY BOVEY

MOTION
DATUM: 27.02.2019
AMANDO AMMANN

werden, indem diese im SIS ausgeschrieben und damit fur alle Mitgliedstaaten sichtbar
gemacht werden. Im Fall der Schweiz wirden die Informationen der kantonalen
Migrationsbehdrden aus dem ZEMIS bei erfullter Voraussetzung automatisch an das SIS
Ubermittelt. Die Anderung des BGIAA riihre daher, dass man damit die Eingabe von
Landesverweisungen in besagtem ZEMIS sicherstellen wolle und dabei eine vollstandige
Statistik zur Ruckkehr von EU/EFTA-Angehérigen und Drittstaatsangehérigen
gewahrleiste.

Das SIS-Reformpaket und auch die Anderung des BGIAA seien im
Vernehmlassungsverfahren von einer Mehrheit der Beteiligten gutgeheissen worden,
insbesondere die hoéhere Sicherheit im Schengen-Raum sei begrusst worden.
Bemangelt worden sei indes der grosse Zusatzaufwand fir die kantonalen
Migrationsbehdrden; der Bundesrat versprach aber zur Entlastung der Kantone gewisse
Abléufe anzupassen. *

Beziehungen zu internationalen Organisationen

En réponse a la volonté du gouvernement suisse de déposer sa candidature pour un
poste non permanent au Conseil de sécurité de I'ONU, la CPE-CN a rédigé un postulat
demandant que le Conseil fédéral fasse parvenir un rapport au parlement en
thématisant notamment la compatibilité d'une telle candidature avec la neutralité
suisse. Le parlement a traité cet objet en méme temps que l'initiative parlementaire
Stamm (udc, AG; 12.479). Cette derniére demande que la candidature suisse soit validée
par le parlement et soit de plus soumise au référendum facultatif. La revendication du
politicien argovien n’a pas été soutenue par le parlement qui s’est exprimé par 107 voix
contre 69 contre le projet. Le postulat de la commission a quant a lui trouvé grace aux
yeux des parlementaires. *

En juin 2016, Manuel Tornare (ps, GE) dépose une motion intitulée "Situation en
Erythrée. Soutenir les efforts des Nations Unies". Le conseiller national enjoint alors au
Conseil fédéral de "soutenir [...] les différents efforts que les Nations Unies
entreprennent en vue d'améliorer la situation en Erythrée."

Le Conseil fédéral se prononce en faveur de |'acceptation de la motion, en précisant
toutefois que la Suisse, notamment par le biais de sa participation au Conseil des droits
de I'nomme de I'ONU, s'engage déja en faveur des actions onusiennes déployées en
Erythrée.

Au Parlement, I'opposition de Luzi Stamm (udc, AG), contraint la chambre basse a
discuter de la motion lors de la session parlementaire de printemps 2017. Selon le
conseiller national argovien, les preuves de violations systématiques des droits humains
en Erythrée, telles que rapportées par le Conseil des droits de I'nomme, ne sont pas
suffisamment fiables pour définir véritablement quelle est la situation dans ce pays de
la corne de I'Afrique. La motion est néanmoins acceptée par une majorité du Conseil
national (122 voix pour, 64 contre et 2 abstentions).

Au Conseil des Etats, la proposition du socialiste genevois est traitée parallelement a la
motion du groupe de I'Union démocratique du Centre demandant |'ouverture d'une
ambassade de Suisse en Erythrée.

Adoptée en définitive par les deux chambres fédérales, la motion Tornare est transmise
au Conseil fédéral. *°

Zwischenstaatliche Beziehungen

Luzi Stamm (svp, AG) reichte im Dezember 2018 eine Motion ein, mit der er vom
Bundesrat intensivere Bemulhungen zur Verbesserung des Vollzugs von
Freiheitsstrafen im Herkunftsland verlangte. Stamm begriindete sein Anliegen mit
vergleichbaren Vorstéssen in jungerer Vergangenheit mit parteitbergreifender
Unterstltzung, die aber nur wenig konkrete Wirkung gezeigt hatten. Die Schweiz kénne
durch die Verlagerung des Strafvollzugs Kosten einsparen und dennoch die Einhaltung
der EMRK gewaéhrleisten. Als wichtiges Partnerland nannte er Italien, welches eng mit
Albanien zusammenarbeite und dort Gefangnisplatze mitfinanziere.

Der Bundesrat betonte in seiner Stellungnahme, dass man die BemuUhungen zur
Uberstellung von auslédndischen Staatsangehérigen in deren Heimatldnder im Nachgang
der Motionen Stamm (Mo. 08.3441) und Darbellay (cvp, VS; Mo. 07.3710) verstarkt habe.
Andere Vertragsstaaten seien aber nicht verpflichtet, einem Uberstellungsverfahren
zuzustimmen, zudem habe der Bund keine Handlungsmoglichkeiten, wenn kantonale
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Strafvollzugsbehdrden ein derartiges Ersuchen ablehnten. Der Bundesrat kindigte an,
die Zusammenarbeit mit den Kantonen und den betroffenen Staaten verstarken zu
wollen und beantragte die Annahme der Motion. *

Der Nationalrat hatte die Motion Stamm (svp, AG) zur Verbesserung der Kooperation
beziiglich des Vollzugs von Freiheitsstrafen im Herkunftsland in der Frihjahrssession
2019 stillschweigend angenommen.

Erst in der Wintersession 2020 beschaftigte sich schliesslich der Standerat mit der
Motion. Die RK-SR hatte sich im Vorfeld der Session gegen die Motion ausgesprochen,
da die Schweiz ohnehin bereits bestrebt sei, die Zusammenarbeit mit Staaten wie etwa
Italien, Albanien und Bosnien Herzegowina zu verbessern, indem man diese zur
Ratifikation des Zusatprotokolls zum Ubereinkommen tber die Uberstellung verurteilter
Personen bewege. Die Kommission konnte daher keinen  zusatzlichen
Gesetzgebungsbedarf erkennen, wie ihr Sprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) dem Rat im
Plenum mitteilte. Die anwesende Bundesratin Karin Keller-Sutter merkte an, dass der
Bundesrat die Motion in ihrer Stossrichtung unterstitze, er sie aber eigentlich als
bereits umgesetzt erachte. Man arbeite so oder so daran, moglichst viele
Uberstellungen durchzufiihren, weshalb der Bundesrat nichts dagegen hatte, wenn die
Motion abgelehnt werden wirde. Der Stédnderat liess sich nicht zweimal bitten und
verwarf die Motion mit 29 zu 7 Stimmen deutlich. ¥

Auslandschweizer

Lors de la tenue du Conseil des Suisses de |’étranger, les expatriés ont adopté a
|'unanimité une résolution demandant a bénéficier des mémes conditions que leurs
compatriotes restés au pays dans les établissements bancaires. Suite au désaccord
fiscal avec les Etats-Unis, certaines banques refusent de traiter avec ces clients.
Cependant, en réponse a une question de Luzi Stamm (udc, AG), le Conseil fédéral avait
déja pris position sur ce dossier déclarant que les banques étaient libres dans leurs
pratiques commerciales. *®

Landesverteidigung

Ausriistung und Beschaffung

Es verging einige Zeit, bis die Motion Romano (cvp, Tl) wieder auf der Agenda der
eidgendssischen Rate stand. Zunachst befasste sich die WAK-SR mit dem Thema, wobei
sie dies gleichzeitig mit weiteren Geschéaften tat, die ebenfalls das Beschaffungswesen
betrafen. In Sachen Armasuisse und der Forderung der Motion, Produktionsmengen auf
die Moglichkeiten der KMU abzustimmen, nahm die Kommission eine ablehnende
Haltung ein, da das Bundesamt fir Rulstung bereits heute bestrebt sei, die
Beschaffungsmengen so aufzuteilen, dass sie besser auf KMU zugeschnitten seien. Mit 5
zu 3 Stimmen und 4 Enthaltungen wurde dem Plenum die Ablehnung beantragt.

In der Wintersession 2018 setzte sich der Standerat ebenfalls im Rahmen einer
grosseren Debatte zum Beschaffungswesen mit der Vorlage auseinander. Eine Debatte
zur Motion Romano fand nicht statt, sie wurde in globo mit den anderen Geschaften
abgelehnt. Einzig eine Motion Mri (svp, LU; Mo. 17.3571) nahm die kleine Kammer an. %
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.12.2000
HANS HIRTER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.03.2012
LAURENT BERNHARD

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 31.05.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Strukturpolitik

Mit dem Inkrafttreten des neuen Spielbankengesetzes mussten die Casinos Herisau (AR)
und Mendrisio (TI) ihre Tore schliessen. Da sie beim Erlass des Moratoriums 1996 noch
nicht im Besitz einer vom Bund genehmigten kantonalen Bewilligung gewesen waren,
konnten sie nicht von der Ubergangsregelung fiir den Erhalt einer provisorischen B-
Konzession profitieren. Dies wurde besonders im Fall Mendrisio nicht nur von den
Direktinteressierten, sondern auch von vielen nationalen Parlamentariern als ungerecht
empfunden, da dieses Gesuch mehrere Monate vor dem Moratorium beim Bund
eingereicht, aber - im Gegensatz zu gleichzeitig eingereichten anderen Gesuchen -
nicht entschieden worden war. Nachdem der Bundesrat einem Ersuchen der GPK des
Nationalrats nicht entsprochen hatte, wegen dieser von der GPK der Bundesverwaltung
angelasteten Verzdgerung auch Mendrisio eine provisorische Konzession zu erteilen,
reichte Nationalrat Stamm (fdp, AG) eine von 100 Abgeordneten unterzeichnete
parlamentarische Initiative (00.423) ein. Diese wollte Mendrisio und Herisau mit einer
Teilrevision des Spielbankengesetzes zu einer Gleichbehandlung mit den anderen
provisorisch konzessionierten Casinos verhelfen. Eine derartige auf den Vollzug eines
Einzelfalls beschrankte Gesetzesrevision ging der Rechtskommission des Nationalrats
jedoch zu weit. Inr Antrag, der Initiative keine Folge zu geben, setzte sich knapp durch.
Mehr Glick hatte eine analoge parlamentarische Initiative Lombardi (cvp, Tl) in der
kleinen Kammer. Namentlich mit dem Argument, damit einen Grund flr eine vertiefte
Abklarung des kritisierten Verwaltungshandelns zu haben, beantragte die
Rechtskommission erfolgreich, der Initiative Folge zu geben. *°

Wettbewerb

Der Nationalrat befasste sich in der Frihjahrssession mit der Differenzebereinigung zu
einer Gesetzesrevision, welche die minimale Garantiedauer im Kauf- und
Werkvertragsrecht auf zwei Jahre verdoppeln wollte. Die gewichtigste Differenz betraf
die Frage, ob die Gewéahrleistung auch weiterhin wegbedungen werden konnte (bspw.
bei Occasionsfahrzeugen). Ein Antrag Stamm (svp, AG), der sich fir diese Mdglichkeit
aussprach, setzte sich knapp mit 87 zu 86 Stimmen durch. Neben der SVP unterstitzten
die FDP und die BDP diesen Antrag, welcher inhaltlich der urspringlichen Version des
Nationalrats entsprach. Diese erlaubte, im Gegensatz zur Ldsung, die vom Standerat
bevorzugt worden war, die Gewahrleistungspflicht gegentiber den Konsumentinnen und
Komsumenten einzuschranken. Eine Mehrheit des Standerates wollte urspringlich auch
beruflich  und gewerblich  handelnde Personen von den verldngerten
Gewahrleistungsfristen profitieren lassen. Im Marz schloss sich die kleine Kammer dem
Nationalrat an. Mit 27 zu 13 Stimmen wurde auf eine Ausdehnung auf das Gewerbe
verzichtet. In der Schlussabstimmung wurde die Gesetzesrevision, die auf eine
parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL) aus dem Jahre 2006
zurtickging, vom Nationalrat mit 130 zu 60 und vom Standerat mit 28 zu 5 Stimmen
angenommen. *

Etant donné la révision de la loi sur les marchés publics (LMP), le Conseil fédéral a
suggéré le classement de la motion 17.3571 du député Félix Miri (udc, LU). D'un c6té, la
nouvelle procédure d'adjudication met a I'honneur la durabilité, I'innovation et la
qualité, au lieu de privilégier uniquement I'argument économique. D'un autre coté, la
mise en ceuvre de la motion serait incompatible avec les accords sur les marchés
publics de I'OMC.

Le Conseil national a accepté de classer la motion par 124 voix contre 46 et 4
abstentions. Seule I'UDC s'est opposée au classement de la motion. *?
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 07.12.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATUM: 06.03.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATUM: 10.12.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATUM: 30.10.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATUM: 17.12.2007
HANS HIRTER

Le Conseil des Etats a accepté tacitement de classer la motion Miiri (udc, LU) sur
I'adjudication des marchés publics portant sur les imprimés. Selon le Conseil fédéral,
la motion n'était pas compatible avec I'accord sur les marchés publics de I'OMC adopté
par le Parlement. **

Wirtschaftsordnung

Félix Mari (svp/udc, LU) a déposé une motion afin que les mandats d'impression des
marchés publics soient attribués exclusivement a des entreprises helvétiques.
L'objectif est d'encourager la création de valeur ajouté en Suisse. En outre, le
dépositaire estime nécessaire de soutenir la branche de I'imprimerie qui souffre de
désavantages comparatifs, inhérents a la législation suisse, en comparaison
internationale.

Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. Non seulement la part de mandats
publics d'impression accordés a des soumissionnaires étrangers n'était que de 2 pour
cent en 2015, mais surtout les marchés publics ne représentent qu'environ 1 pour cent
du chiffre d'affaire de la branche de I'imprimerie. En outre, il a précisé que I'égalité de
traitement devait primer pour les marchés publics.

Malgré ces arguments, le Conseil national a adopté la motion par 96 voix contre 85 et 10
abstentions. Les voix de I'UDC couplées aux voix du PDC ont fait pencher la balance. **

Alors que la commission de I’économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-
CE) préconisait de rejeter la motion Miri par 9 voix contre O et 4 abstentions, le
sénateur Muller (plr, LU) a relancé le débat en soulignant I'importance de soutenir le
secteur de l'imprimerie, et la possibilité d’élargir le champ d’interprétation de la
révision de la loi sur les marchés publics afin de prendre en considération la volonté de
la motion de confier les mandats d’impression exclusivement a des entreprises
suisses. Lors du vote final, la motion a été adoptée par 23 voix contre 8 et 3
abstentions. *

A la suite de I'adoption de la révision de la loi sur les marchés publics (LMP) et des
accords sur les marchés publics de I'OMC, le Conseil fédéral a recommandé dans son
rapport le classement de la motion Muri (udc, LU) sur I'adjudication de marchés
publics portant sur des imprimés. En effet, il considere que sa teneur est désormais
caduque. *

Geld, Wahrung und Kredit
Nationalbank

Der Nationalrat tUberwies gegen die Empfehlung des Bundesrates eine Motion, die
verlangt, dass bei der Ausschittung von zuklnftigen Sondererlésen aus Goldverkaufen
der Nationalbank das Parlament tUber die Auszahlungsmodalitaten und die Verwendung
des Bundesanteils von einem Drittel entscheidet. Diese von der SVP, der SP und der GP
unterstltzte Motion hatte 2006 die GPK-NR eingereicht, nachdem sie in einem Bericht
ihre Unzufriedenheit mit dem Vorgehen des Bundesrats und der Nationalbank bei der
Verteilung der Einnahmen aus der Liquidierung eines Teils der in Gold angelegten
Wahrungsreserven formuliert hatte. Der Standerat lehnte die Motion ab, weil erstens
keine Geldverteilungen aus neuen Goldverkdufen in Sicht seien und zweitens derartige
Bestimmungen nur die Begehrlichkeit und Sonderfinanzierungswiinsche bei den
Parteien wecken wirden. Wie auch der Bundesrat fand die kleine Kammer, dass der im
Finanzhaushaltsgesetz fur den Bundesanteil festgelegte Verwendungszweck von
Sonderausschiuttungen (Schuldenabbau) sinnvoll und ausreichend sei. Mit einem
Uberwiesenen Postulat Stamm (svp, AG) verlangte der Nationalrat vom Bundesrat einen
Bericht Uber die Hintergrinde der Goldverkdufe der Nationalbank und dabei
insbesondere eine Antwort auf die Frage, ob die Schweiz beim Verkauf dieses
.Volksvermdgens™ unter dem Druck auslédndischer Institutionen (z.B. der Zentralbanken
der USA oder der EU) gestanden habe. ¥
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2009
HANS HIRTER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.06.2014
FABIO CANETG

MOTION
DATUM: 03.12.2009
ELIE BURGOS

Der Nationalrat lehnte drei parlamentarische Initiativen der SVP-Fraktion und eine von
Stamm (svp, AG) ab, welche sich mit den Gold- und Wahrungsreserven der
Nationalbank befassten. Im Einzelnen verlangten sie, die Goldverkéufe der Nationalbank
zu stoppen resp. ihr einen Mindestgoldbestand von 1000 Tonnen vorzuschreiben, was
etwa dem Stand vom Sommer 2009 entsprechen wuirde. Zudem sollte dieses Gold
physisch in der Schweiz gelagert werden um zu verhindern, dass andere Staaten darauf
Zugriff haben. Letztere Massnahme war auch als Reaktion auf das Vorgehen der USA
gegen die der Beihilfe zum Steuerbetrug angeklagte Grossbank UBS gedacht. *®

Die 2011 von SVP-Exponenten lancierte Volksinitiative . Rettet unser Schweizer Gold
(Gold-Initiative)™ kam am 30. November 14 zur Abstimmung. Die Initiative verlangte,
dass die Aktiva der Schweizerischen Nationalbank (SNB) zu mindestens 20% aus Gold
bestehen mussen. Zudem solle das Gold in der Schweiz zu lagern sein und nicht
veraussert werden dirfen. Der Standerat behandelte das Volksbegehren am 6. Mérz
2014 als Erstrat. Alle Redner sprachen sich gegen das Begehren aus. Die Initiative
schranke die Handlungsfahigkeit der Nationalbank ein, weil deren Bilanz aufgrund des
Verkaufsverbots langfristig zu grossen Teilen aus Gold bestehen wuirde. Dadurch sei
eine restriktive Geldpolitik erschwert, was die Glaubwdrdigkeit expansiver Massnahmen
(genannt wurde beispielsweise die Aufrechterhaltung des Mindestkurses gegenlber
dem Euro) beeintrachtigen wirde. Zudem sei bei hdherem Goldanteil mit tieferen
Gewinnausschuttungen zu rechnen, weil Goldanlagen keine Zinsertrage generieren.
Gold sei nicht der Stabilitatsanker, wie von den Initianten behauptet. Der Goldpreis
neige vielmehr zu starken Schwankungen, wie der jlingste Wertzerfall um rund 30%
gezeigt habe, argumentierte Martin Schmid (fdp, GR). Ohne Gegenantrag lehnte der
Standerat in der Detailberatung die Volksinitiative ,Rettet unser Schweizer Gold (Gold-
Initiative)" ab. Erst in der Schlussabstimmung rangen sich zwei Kantonsvertreter zu
einer Ja-Stimme durch. Die Initiative wurde jedoch erneut deutlich (43 zu 2 Stimmen,
keine Enthaltungen) zur Ablehnung empfohlen. Im Nationalrat &usserten sich die
Initianten Lukas Reimann (svp, SG) und Luzi Stamm (svp, AG) zugunsten des gemeinsam
mit Alt-Nationalrat Ulrich Schlter (svp, ZH) lancierten Begehrens. Der derzeitige Anteil
von Gold in der Bilanz der SNB betrage nur rund 10%. Die Schweiz habe damit eine
extrem tiefe Quote (die SNB widersprach im Abstimmungskampf: die Schweiz hatte im
Pro-Kopf-Vergleich weltweit die hochsten Goldreserven). Ein héherer Goldanteil hatte
den Vorteil, mit dem ,Betrug von Fiat-Money" zu brechen, so Lukas Reimann (svp, SG).
Es sei vielmehr die Golddeckung, die den Schweizer Franken stabil, sicher und
unabhangig mache, und nicht die Geldpolitik der Schweizerischen Nationalbank (SNB).
Dieser Argumentation folgten in der Grossen Kammer nur 20 Parlamentarier und
Parlamentarierinnen. Selbst in der eigenen Fraktion konnten die Initianten damit nicht
einmal die Hélfte der Stimmen gewinnen. Die Initiative wurde in der nationalratlichen
Schlussabstimmung mit 156 zu 22 Stimmen bei 20 Enthaltungen zur Ablehnung
empfohlen. *

Landwirtschaft
Internationale Landwirtschaftspolitik

A I'aune des décisions prises en 2008 et des premiers pas effectués en direction d'un
accord de libre-échange avec I'UE, le Conseil national a rejeté une motion du groupe
UDC, qui demandait que les négociations entamées avec I'UE en vue d'instaurer un
accord de libre-échange dans le secteur agroalimentaire soient suspendues sine die,
tant que le Conseil fédéral n'aura pas présenté les contours d'une politique agricole
cohérente, qui garantit la souveraineté de la Suisse en matiére alimentaire. Les
membres de I'lUDC et des Verts ont presque été les seuls a soutenir cette motion. Le
Conseil national a réservé un sort identique a une motion Graber (udc, BE) (Mo. Graber,
08.3301), qui demandait au Conseil fédéral de tout mettre en ceuvre, afin de soustraire
substantiellement I'agriculture de tous les pays au libre-échange intégral dans le cadre
de I'OMC et de ses relations bilatérales avec I'UE, ainsi qu’a une motion Stamm (udc,
AG) (Mo. Stamm, 09.3722), qui demandait au Conseil fédéral de déposer aupres de
I'OMC une demande visant a faire exclure I'agriculture des négociations en cours (afin
que le développement des régles de I'OMC puisse se poursuivre sans que le dossier
agricole ne fasse obstacle). *°
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MOTION
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.10.2017
ANJA HEIDELBERGER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 13.06.2016
NIKLAUS BIERI

Nachdem die Motion Barazzone (cvp, GE) beim ersten Verhandlungstermin in der
Wintersession 2015 von Felix Muri (svp, LU) bekdmpft worden war, beriet der
Nationalrat im Frihjahr 2016 Gber den Vorstoss .lllegaler Handel mit bedrohten Arten.
Scharfere strafrechtliche Sanktionen in der Schweiz®. Gefordert wurde vom
Bundesrat, dass er die Gesetzgebung Uber den Verkehr mit Tieren und Pflanzen
geschutzter Arten so anpasse, dass der Handel mit ihnen héarter bestraft werde. Dies
auch aus der Uberlegung heraus, dass sich die Wege der Schmugglerware sehr schnell
an die Gesetzgebung anpassen und Routen gewahlt wirden, bei welchen nur geringe
Sanktionen zu erwarten seien. Da die Schweiz bisher eine deutlich weniger strikte
Gesetzgebung habe als viele ihrer Nachbarlander, gerate sie in Gefahr, vermehrt
Transitland flr den illegalen Handel zu werden. Im Nationalrat wurde die Forderung vom
Bundesrat unterstutzt und mit 122 zu 57 Stimmen bei 10 Enthaltungen angenommen. *'

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Luzi Stamm (svp, AG) reichte im September 2016 eine parlamentarische Initiative fur
eine Riickkehr zum gemischten Veranlagungsverfahren bei der Festlegung des
Riickerstattungsanspruchs der Verrechnungssteuer ein. Die Initiative sei eine Reaktion
auf die geénderte Praxis der Steuerbehodrden, die neu eine Rickerstattung der
Verrechnungssteuer bei Deklarationsmangeln verweigere. Das Kreisschreiben Nr. 40
der ESTV vom Mérz 2014 habe daflr gesorgt, dass eine fehlerhafte Deklaration
unmittelbar zur Verwirkung des Anspruchs auf Rickerstattung fihre. Dies flhre zu
Rechtsungleichheit, weil kleinere Betrage korrigiert und grossere Betrage geahndet
wilrden, und verstosse gegen Treu und Glauben. Der Initiant wollte erreichen, dass
Fehler weiterhin durch ein Mitwirken der Steuerbehdérden und der Steuerpflichtigen -
dem sogenannten ordentlichen gemischten Veranlagungsverfahren - erkannt, behoben
und mit einer Verfahrensbusse geahndet werden.

Obwohl der Bundesrat angekundigt hatte, im Sommer eine Botschaft zu dieser
Problematik vorzulegen, wodurch eine zusatzliche Vorlage hinfallig werden kénnte, gab
die WAK-NR der parlamentarischen Initiative im Oktober 2017 mit 15 zu 6 Stimmen
Folge. Da der Bundesrat dem Parlament das entsprechende Bundesratsgeschaft bis zur
Behandlung durch die WAK-SR im Juni 2018 jedoch prasentiert hatte, entschied sich
Letztere gegen Folgegeben, was die WAK-NR im Mai 2019 bestatigte. Kurz darauf zog
Stamm seine parlamentarische Initiative zuriick. %

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Kernenergie

In der grossen Kammer war die Verlangerung des Moratoriums zur Wiederaufarbeitung
abgebrannter Brennelemente umstrittener als im Stéanderat: Eine Minderheit Muri (svp,
LU)  beantragte Nichteintreten, da die Wiederaufbereitung abgebrannter
Brennelemente wirtschaftlich sinnvoll und ein eigentliches Technologieverbot
inakzeptabel sei. Ausser in der geschlossenen SVP-Fraktion fand die Minderheit Muri
allerdings keine Unterstitzung: Der Rat beschloss mit 126 gegen 64 Stimmen (bei einer
Enthaltung) Eintreten.

Wahrend die Kommissionsmehrheit der UREK-NR dem Stadnderat folgen und dem
Bundesbeschluss zustimmen wollte, verlangte eine Minderheit Schilliger (fdp, LU) die
Dauer des Moratoriums statt auf zehn nur auf vier Jahre anzulegen. Schilliger hatte in
seinem Votum angekindigt, dass die FDP-Fraktion dem Bundesbeschluss nur
zustimme, wenn der Minderheitenantrag angenommen werde. Diese Drohung zeigte
keine Wirkung auf das Stimmverhalten bei SP, Grinen, GLP und CVP, die Minderheit
obsiegte aber dank der Stimmen von SVP, FDP und BDP mit 103 zu 87 Stimmen (keine
Enthaltungen). In der Schlussabstimmung verweigerte nur die SVP-Fraktion die
Zustimmung, so dass der verdnderte Bundesbeschluss mit 129 zu 65 Stimmen
angenommen wurde. *°
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NIKLAUS BIERI

MOTION
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NIKLAUS BIERI

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Début juin, le Conseil national s’est saisi du projet de loi fédérale sur des mesures
visant & améliorer les procédures liées a la RPLP. Cette modification de la loi sur la
RPLP vise a améliorer I'efficacité des procédures de perception et de recouvrement de
la redevance par I'introduction de nouvelles mesures contre les mauvais payeurs et par
le renforcement de celles existantes. Afin de garantir une base légale claire pour ces
nouvelles procédures, le Conseil fédéral propose également une modification de la LCR
(loi fédérale sur la circulation routiére). La Chambre basse a adopté le projet
gouvernemental a I'unanimité et sans discussion apres en avoir, sur proposition de sa
commission, amendé l'art. 20. Concrétisant une initiative parlementaire Stamm (udc,
AG) (05.408), la CTT-CN a rédigé un nouvel alinéa 5 de cet article qui prévoit que «la
non-déclaration par négligence d’une remorque a un appareil de saisie fonctionnant de
facon conforme n’est pas punissable ». Le Conseil des Etats s'étant rallié & cette
modification, le projet amendé a été adopté en votation finale par 136 voix contre 58 &
la Chambre du peuple et par 43 voix contre O a celle des cantons. Considérant que
I"'objectif visé par I'initiative Stamm était ainsi réalisé, le Conseil national a décidé de
classer cette derniére. En votation finale, prés de deux tiers du groupe UDC et la moitié
du groupe PRD ont refusé le projet. *

Im Méarz des Berichtjahrs nahm der Nationalrat eine Motion Jenny (svp, GL) an, die im
September 2011 bereits vom Standerat Uberwiesen worden war. Unter dem Titel ,Keine
Elefantenrennen auf Autobahnen" fordert die Motion ein Uberholverbot fiir LKW auf
Autobahnen, welches zeitlich und raumlich differenziert werden kann. Der
Minderheitenantrag Muri (svp, LU) forderte im Namen der SVP-Fraktion die Ablehnung
der Motion: Ein Uberholverbot schikaniere die Lastwagenfahrer. Die meisten der 33
Nein-Stimmen stammten denn auch von der SVP-Fraktion. %

Eine parlamentarische Initiative Muri (svp, LU) zum Bundesbeschluss iiber das
Nationalstrassennetz, eingereicht im Juni 2013, wollte den sogenannten Netzbeschluss
zur Ubernahme von rund 400 km Strassen der Kantone durch den Bund in Kraft setzen.
Muri  wiederholte, was er schon in der Debatte zur Erhéhung der
Nationalstrassenabgabe vertrat: Die Koppelung des Netzbeschlusses mit der Erhéhung
der Nationalstrassenabgabe sei gefahrlich, da das Referendum gegen die Preisernéhung
der Autobahnvignette zustande kommen werde und gute Chancen habe, angenommen
zu werden. Der Netzbeschluss, der an sich unbestritten sei, wirde dabei ebenfalls
abgelehnt. Die Geschichte gab Muri recht: Das Referendum kam zustande, worauf die
Vorlage in der Volksabstimmung Ende November 2013 Schiffbruch erlitt. Im Dezember
2014, also ein Jahr nach dem Urnengang, kam die parlamentarische Initiative Miri in
den Nationalrat. Eine knappe Kommissionsmehrheit beantragte dem Rat, der Initiative
keine Folge zu geben, da bald darauf die Vorlage zum Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds NAF auf den Tisch komme und der Netzbeschluss in
diesem Zusammenhang wieder diskutiert werden kénne. Eine starke Minderheit Killer
(svp, AG) argumentierte jedoch fir Folge geben, da gerade dies der Kommission
erlaube, den Netzbeschluss wieder ins Spiel zu bringen. Mit 101 gegen 77 Stimmen (keine
Enthaltungen) setzte sich die Kommissionsminderheit durch, der Nationalrat gab der
Initiative Folge. In den Sténderat kam die parlamentarische Initiative erst am 15. Marz
2016. Mit dem Hinweis, dass die Rate bereits Beschlisse zum NAF gefasst hatten und
der Netzbeschluss da einbezogen sei, wurde der Initiative MUri diskussionslos keine
Folge gegeben. *

Die Wiedereroffnung des Autobahnanschlusses Emmen Nord fordert eine Motion von
Nationalrat Muri (svp, LU), die schon 2014 eingereicht worden war, jedoch erst im Juni
2016 im Nationalrat behandelt wurde. Miri verweist auf "Frust", "Unverstdndnis" und
das "Leiden" der Bevodlkerung, welches die Folge der Schliessung des
Autobahnanschlusses Emmen Nord seien. In seiner Stellungnahme vom November 2014
hielt der Bundesrat fest, dass es aus seiner Sicht keinen Grund gebe flr eine
Neubeurteilung der Nationalstrassenanschlisse in der Region: Die Vorteile des neuen
Anschlusssystems Rothenburg/Emmen Nord wirden klar Uberwiegen. Entsprechend
beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion.

Im Juni 2016 nahm der Nationalrat die Motion mit 110 zu 79 Stimmen (keine Enthaltung)
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BERNADETTE FLUCKIGER

entgegen der bundesratlichen Empfehlung und den Ausflhrungen von Bundesratin
Leuthard an.

Die KVF-SR diskutierte die Sachlage mit dem Astra-Direktor Jirg Roéthlisberger und
unterbreitete der kleinen Kammer schliesslich eine abgeanderte Motion. Im Dezember
2016 erlauterte Olivier Francais (fdp, VD) die modifizierte Fassung fir die Kommission.
Die Kommission hielt fest, dass die Motion Muri in ihrer Totalitat und Dringlichkeit nicht
umzusetzen sei. Statt einer vollumfanglichen Wiedereréffnung schlug die Kommission
vor, der Bundesrat solle verschiedene Varianten einer Wiedererdéffnung von zumindest
drei Vierteln prifen und die beste Variante umsetzen. Bundesratin Leuthard erklarte,
mit einer derart umformulierten Motion leben zu kénnen. Die kleine Kammer stimmte
dem Kommissionsantrag ohne Gegenantrage zu.

Die Motion Mri (svp, LU) zur Wiederer6ffnung des Autobahnanschlusses Emmen Nord
war vom Nationalrat 2016 angenommen, vom Stadnderat jedoch veréandert worden. Der
Nationalrat kam im Marz 2017 auf das Geschéft zurlck und stimmte dem Sténderat auf
Empfehlung seiner Verkehrskommission diskussionslos zu. Damit soll der
Autobahnanschluss Emmen Nord zwar nicht vollstdndig gedffnet werden (wie von Muri
gefordert), aber eine Dreivierteldffnung, wie sie die KVF-SR mit dem Astra besprochen
hatte, erschien auch dem Nationalrat sinnvoll. %

National- und Standerat stimmten in der Sommersession 2022 der Abschreibung der
Motion Miri (svp, LU) betreffend die Wiederer6ffnung des Autobahnanschlusses
Emmen Nord zu. Der Bundesrat hatte im August 2021 das entsprechende
Verkehrsprojekt genehmigt und zur Ausarbeitung freigegeben. *

Umweltschutz
Naturschutz

Eine Verdoppelung der Bundesmittel fiir Parke von nationaler Bedeutung von CHF 10
Mio. auf 20 Mio. pro Jahr wiinschte sich René Imoberdorf (csp, VS) mittels einer Motion.
Der Walliser Standerat begriindete sein Anliegen mit der rasant ansteigenden Zahl an
Naturpérken. Dartber hinaus stiess sich der Motionér an der Tatsache, dass die beiden
gegenwartigen Nationalparkprojekte jahrlich mit je CHF 600'000 vom Bund unterstitzt
wirden, wéhrend der bestehende Nationalpark jeweils CHF 3 Mio. erhalte. Letzterer
Posten addiert sich jedoch zu den genannten Finanzhilfen im Umfang von CHF 10 Mio.
hinzu. Im Stéanderat fand das Anliegen mit 25 zu 10 Stimmen bei funf Enthaltungen eine
deutliche Mehrheit. Dies entgegen der bundesratlichen Ansicht, dass diese Frage
ganzheitlich im Rahmen des sich in Ausarbeitung befindenden Aktionsplans zur
Strategie Biodiversitat Schweiz geklart werden musse. Dem Nationalrat lag ein
Ablehnungsantrag einer burgerlichen Kommissionsminderheit vor, die sich nicht etwa
gegen die Naturparke als solche richtete - die ganze Schweiz sei ein wunderbarer
Naturpark, so Felix Miri (svp, LU) als Sprecher der Minderheit - vielmehr fehle es an
Innovation und Wettbewerb; ein Umstand, der sich durch die rasant wachsende
staatliche Unterstitzung zementiere. Mit 104 zu 70 Stimmen liess sich die Mehrheit der
grossen Kammer jedoch nicht beirren und tiberwies die Motion. ®°

Abfille

Beat Flach (glp, AG) reihte sich mit seinem im Juni 2019 eingereichten Postulat zum
Thema Plastikreduktion und -recycling ein in eine Reihe von Vorstdssen, die sich mit
dem Thema der Grinen Wirtschaft auseinandersetzten; insbesondere die Postulate von
Adéle Thorens Goumaz (gp, VD; Po. 18.3196) und von Martina Munz (sp, SH; Po. 18.3496)
zielten bereits in eine dhnliche Richtung. Beat Flach forderte in seinem Postulat, dass
die Regierung aufzeigt, wie insbesondere in der Land- und der Bauwirtschaft der
Gebrauch von Kunststoffen reduziert oder durch Alternativen ersetzt und der Anteil des
Plastiks, das recycelt wird, erhdht werden kann. Der Bundesrat zeigte sich bereit, den
Vorstoss anzunehmen und zusammen mit den beiden erwahnten Postulaten gemeinsam
anzugehen.

Der Vorstoss wurde in der Sommersession 2021 behandelt, nachdem er zuvor von Felix
Muri (svp, LU) bekampft worden war. Im Rat erlauterte Mike Egger (svp, SG), dass der
vorliegende Vorstoss obsolet sei, da sich die UREK-NR und insbesondere deren
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Subkommission im Rahmen der Umsetzung der parlamentarischen Initiative zur
Starkung der Kreislaufwirtschaft (Pa.lv. 20.433) bereits eingangig mit diesem Thema
beschaftigt habe. Simonetta Sommaruga war der Ansicht, dass es keine grosse Rolle
spiele, ob die grosse Kammer diesen Vorstoss nun annehme oder ablehne, die
Problematik werde ohnehin im Rahmen der Arbeiten zur erwadhnten parlamentarischen
Initiative aufgenommen. Anschliessend nahm der Nationalrat das Postulat mit 137 zu 45
Stimmen bei 6 Enthaltungen an. ¢

Sozialpolitik
Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im Mai 2018 schlug die WAK-SR vor, als Gegenstlick zur Unternehmenssteuerreform der
AHV aus dem vollstandigen Demografieprozent der Mehrwertsteuer, einer Erhéhung
des Bundesbeitrags sowie der Lohnbeitrage von Arbeitgebern und Arbeitnehmern neu
zuséatzlich ungefahr CHF 2 Mrd. jahrlich zukommen zu lassen - was von den Schweizer
Stimmblurgerinnen und Stimmbdurgern im Mai 2019 angenommen wurde. Diese Idee
einer Zusatzfinanzierung fur die AHV kam jedoch nicht von ungeféhr, hatten doch seit
2017 zahlreiche Mitglieder der eidgendssischen Rate Vorstdsse fur eine einmalige oder
regelmassige Zusatzfinanzierung fiir die AHV eingereicht.

Den Anfang machte die FK-NR im Oktober 2017. Nachdem die Schweizer
Stimmbevélkerung die Altersvorsorge 2020 kurz zuvor an der Urne abgelehnt hatte,
beantragte die Kommission in einer parlamentarischen Initiative (Pa.lv. 17.496), der AHV
im Jahr 2018 den im Budget 2018 frei gewordenen Betrag von CHF 441.8 Mio., der zuvor
fur die AHV geplant gewesen war, ihr nun aufgrund der abgelehnten Altersvorsorge aber
verwehrt werden sollte, zukommen zu lassen. Dieser Vorschlag fand jedoch in der FK-
SR keine Mehrheit.

In der Folge waren insbesondere Forderungen, wonach die SNB eine Finanzzulage an
die AHV leisten solle, prominent. Den ersten Schritt machte diesbezlglich Peter Keller
(svp, NW; Ip. 18.3124) mit einer Interpellation. Da die SNB seit Januar 2015 einen
Negativzins von 0.75 Prozent auf die Gelder, die bei ihr lagerten, kassiere und dadurch
auf Kosten der Schweizer Sparenden sowie Rentnerinnen und Rentner 2015 bis 2017
fast CHF 5 Mrd. eingenommen habe, wollte er vom Bundesrat wissen, ob dieser
ebenfalls der Meinung sei, dass die entsprechenden Gelder nach Beendigung der
ausserordentlichen Massnahmen durch die SNB wieder der Schweizer Bevdlkerung
zuruckgegeben werden sollten - etwa Uber die AHV. Der Bundesrat erklarte sich dabei
mit der aktuellen Regelung, die eine Ausschittung der Gewinne an die Bevdlkerung
ermogliche, aber auch die Unabhangigkeit der SNB gewahrleiste, zufrieden. Ende 2018
folgte Alfred Heer (svp, ZH; Mo. 18.4327) mit einer Motion, die den Bundesrat
beauftragen sollte, die Gewinnaufteilung der SNB so zu &ndern, dass die von der
Nationalbank erhobenen Negativzinsen vollstandig auf Kosten des Bundes, dessen
Auszahlungen entsprechend gekurzt werden sollten, an die AHV fliessen sollten. Da der
Bund faktisch keine Schuldzinsen bezahle und stattdessen sogar ein Zinstberschuss auf
neuen Bundesobligationen erwirkt werde, sei er einer der Profiteure der Negativzinsen,
argumentierte der Motionar. Thomas Matter (svp, ZH; Pa.lv. 18.465) forderte in einer
parlamentarischen Initiative - erfolglos -, dass die Nationalbank die Haélfte ihres
Eigenkapitalzuwachses seit dem 31. Dezember 2007 einmalig an die AHV Uberweisen
solle, sobald sich das internationale Finanzsystem und die Bilanzsumme der SNB
normalisiert haben. Noch bevor sich der Nationalrat entschieden hatte, dem Vorstoss
Matters keine Folge zu geben, wollte Maximilian Reimann (svp, AG; Pa.lv. 19.481)
ebenfalls mit einer parlamentarischen Initiative daflr sorgen, dass die Ertrage aus
Negativzinsen nicht als Reingewinn der SNB verbucht werden, sondern der AHV - sowie
allenfalls den Pensionskassen und der dritten Saule - zugute kommen.

Doch nicht nur im Bereich der Nationalbank, auch in weiteren Bereichen sah die SVP
Potenzial flr eine Unterstlitzung der AHV. So reichte die SVP-Fraktion im September
2018 drei Motionen ein, mit denen die Rahmenkredite fur die Entwicklungshilfe um CHF
1 Mrd. pro Jahr (Mo. 18.3755) respektive fur den Asyl- und Flichtlingsbereich
vorgesehene Gelder um CHF 500 Mio. jahrlich gekirzt (Mo. 18.3757) sowie die
sogenannte Kohasionsmilliarde fir die EU gestrichen werden (Mo. 18.3756) und die frei
werdenden Gelder der AHV zugeflhrt werden sollten. Mit entsprechenden Antréagen war
sie zuvor im Nationalrat bei der Besprechung der STAF gescheitert. Die Motionen
18.3755 sowie 18.3756 fanden jedoch in der Herbstsession 2019 ausserhalb der SVP
keinen Anklang und wurden entsprechend deutlich abgelehnt. Die Motion 18.3757
wurde bis zum Ende der Herbstsession 2019 noch nicht behandelt.
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Einen weiteren Vorschlag fur eine Zusatzfinanzierung fur die AHV machte Luzi Stamm
(svp, AG; Pa.lv. 19.435) - und somit wiederum ein Mitglied der SVP-Fraktion - im Mai
2019 in einer parlamentarischen Initiative. Demnach sollen zuklnftig aufgrund von fix
installierten  Uberwachungsgeraten ausgestellte Bussen und Geldstrafen im
Strassenverkehr in den AHV-Fonds fliessen. Dabei ging es ihm jedoch nicht in erster
Linie um die Finanzierung der AHV, sondern vor allem um die Uberwachungsgerate.
Durch eine solche Anderung wiirden diejenigen Stellen, die Uberwachungsgerite
aufstellen, nicht direkt von diesen profitieren, wodurch sichergestellt werden kénne,
dass diese tatséchlich zur Sicherheit, nicht nur fur den Profit installiert wirden.

Im September 2018 reichte schliesslich mit Beat Flach (glp, AG; Po. 18.4009) auch ein
Mitglied der Grunliberalen Fraktion ein Postulat ein, geméss dem der Bundesrat die
Hoéhe der Zusatzfinanzierung fir die AHV und IV durch eine Legalisierung von Cannabis
und eine Besteuerung analog zu Tabak berechnen sollte. Dieselbe Problematik nahm
auch Fabian Molina (sp, ZH; Anfrage 19.1039) im Juni 2019 in seiner Anfrage an den
Bundesrat auf.

Eine Unterstellung von Gutern und Dienstleistungen des taglichen Bedarfs unter den
reduzierten Mehrwertsteuersatz sowie eine Erhdhung des Normalsatzes zugunsten der
AHV forderte die Jugendsession 2017 in einer Petition (Pet. 18.2006). ¢

Im Mai 2019 reichte Luzi Stamm (svp, AG) eine parlamentarische Initiative ein, mit der er
Gelder von fix montierten Verkehrsiiberwachungsgeraten der AHV zukommen lassen
wollte. Dadurch wurden sich die Instanzen, welche die Radargerédte platzierten,
zuklnftig von den Geldempféngern unterscheiden, wodurch sichergestellt werden
kénne, dass die Uberwachungsgerate der Sicherheit im Strassenverkehr und nicht der
Aufbesserung der Gemeinde- oder Kantonskasse dienten. Nach Stamms Ausscheiden
aus dem Nationalrat bei den eidgendssischen Wahlen 2019 wurde die Initiative
abgeschrieben. ¢

Soziale Gruppen
Soziale Gruppen

Rétrospective 2020: Groupes sociaux

Pendant plusieurs années consécutives, la politique d'asile occupait le premier plan des
discussions parlementaires au sujet des groupes sociaux. Cette année, comme par
ailleurs la précédente, la question des personnes réfugiées est restée plus en retrait. La
restructuration du domaine de I'asile terminée trop récemment pour qu'il soit possible
de bénéficier d'un recul suffisant pour en faire la critique est sans doute une partie de
I'explication, de méme que les mouvements populaires d'égalité des genres et
d'orientation sexuelle, qui ont réussi a faire entrer leurs themes sous la coupole.
Politique a I'égard des étrangers: Au printemps 2020, le Conseil national a
définitivement liquidé la question du délit de solidarité. Il a refusé de donner suite a
I'initiative parlementaire Mazzone, qui voulait réintroduire la notion de motifs
honorables, atténuant voire annulant la peine en cas d'aide au séjour illégal (art. 116 LEI).
Deux pétitions émanant d'organisations de la société civile avaient été déposées en
soutien a l'initiative, en vain. Du c6té de la droite, la question de la régulation de
I'immigration est restée d'actualité. Le député Philippe Nantermod a réussi a faire
accepter un postulat demandant au Conseil fédéral de réfléchir sur une adaptation des
contingents de personnes étrangéres qui pourraient absorber les besoins de
|"économie, tandis que I'UDC n'a pu que constater I'échec dans les urnes de son
initiative de limitation.

Qu'a cela ne tienne, I'UDC aura I'occasion de proposer des limitations supplémentaires
dans le cadre de la politique d'asile. Bien que recalée sous sa forme parlementaire,
I'initiative promue par Luzi Stamm, qui vise a privilégier I'aide sur place plutét qu'un
accueil sur le territoire suisse, sera proposée prochainement au peuple. Pour la
deuxieme année consécutive, I'asile n'a pas occupé la place principale parmi les sujets
les plus abordés dans ce chapitre. La récente restructuration du domaine de l'asile -
absence de recul - ou encore la prégnance des thémes liés a la situation sanitaire
peuvent expliquer cette baisse d'intérét des parlementaires. Cependant, quelques
objets ont quand méme été discutés, d'un point de vue principalement sécuritaire par
la droite, et sous un aspect humanitaire et de défense des droits humains par la
gauche. Des sanctions plus lourdes pour les requérant-e-s d'asile mineur-e-s
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considérés comme réfractaires ont été refusées, tandis que la possibilité de controler
les téléphones portables (initiative Rutz) et la substitution de la détention
administrative par un bracelet électronique (motion Nantermod) ont passé les
premieres étapes vers une acceptation. En revanche, l'initiative Muller, qui visait a
réduire le droit au regroupement familial pour rendre opératoire le permis S a échoué
au deuxieme conseil.

Plusieurs objets parlementaires souhaitaient mettre un terme a la détention
administratives des enfants. Seule une initiative cantonale genevoise a passé la rampe,
d'un cheveu, au Conseil national. L'initiative Mazzone et le postulat Quadranti (pbd, ZH)
ont été refusées et respectivement retirées.

Alors que la présidente de la Commission européenne, Ursula von der Leyen présentait
le «nouveau pacte sur la migration et la solidarité», censé succéder aux Accords de
Dublin en matiére d'asile, une motion de la CIP-CN demandait au Conseil fédéral de
s'engager au niveau européen pour venir en aide aux personnes dans les camps de la
mer Egée ainsi que pour une réforme de ces accords.

Dans le domaine de la politique d'égalité de genre et d'orientation sexuelle, quelques
pas décisifs ont été franchis. Au terme d'une longue campagne, placée sous le signe du
compromis (deux semaines au lieu de quatre prévu par l'initiative retirée), la population
votante a accepté un congé paternité, financé par les APG. Plusieurs objets concernant
|'égalité dans le monde du travail ont également été traités. Un postulat Marti
demandant une recension précise et réguliere des différences de salaire entre hommes
et femmes, a été adopté par le Conseil national. En revanche, ce méme conseil a refusé
d'entrer en matiere sur quatre initiatives proposant de mettre en ceuvre des
mécanismes contraignant pour atteindre I'égalité salariale. Suite & ces refus, la CSEC-
CN a décidé de lancer sa propre initiative demandant la transmission des résultats des
analyses des inégalités de salaire a la Confédération. Il en a été de méme pour une
motion Reynard qui souhaitait sanctionner plus durement les licenciements pour cause
de grossesse ou de maternité. Par contre, un postulat Moret (plr, VD), demandant un
recensement des besoins et de I'offre en matiere de conseil pour faciliter la réinsertion
professionnelle des femmes qui ont cessé de travailler pour des raisons familiales a été
accepté par la chambre basse en septembre.

Deux victoires d'étape pour les personnes homosexuelles. D'abord, les deux conseils
ont accepté I'initiative vert'libérale pour le mariage pour toutes et tous. Puis, suite a la
votation populaire du 9 février, les propos homophobes seront désormais punis, au
méme titre que les injures racistes; les attaques contre les personnes transgenres ne
sont toutefois pas concernées par le projet, selon le compromis trouvé en chambres. Il
devrait par contre étre plus facile pour elles de changer de sexe a |'état civil, grace aux
travaux parlementaires actuellement menés en ce sens.

La lutte contre les violences faites aux femmes est restée au point mort au Conseil
national, quatre objets qui allaient dans ce sens ont échoué. Deux initiatives
parlementaires, déposées par la députée UDC Céline Amaudruz voulaient considérer
|'atteinte fondée sur I'appartenance au sexe féminin ou & un corps de police comme
des circonstances aggravantes et renforcer la protection de ces personnes. Le Conseil
national a refusé d'y donner suite. Une motion qui visait a octroyer un permis de séjour
aux victimes de violences, dans le sens de la Convention d'Istanbul, a été classée, faute
de traitement dans un délai de deux ans. Enfin, la chambre basse a refusé de donner
suite & une initiative parlementaire Wasserfallen (plr, BE), qui voulait augmenter
I'indemnité maximale due a la victime en cas de harcelement sexuel au travail.

Si la politique familiale a trouvé un large écho dans la presse durant cette année 2020,
c'est principalement di a la votation sur le congé paternité. Au Parlement, I'autre
événement notoire est I'avancée des travaux sur l'allocation familiale en cas d'adoption,
a savoir un congé parental de deux semaines, qui avaient été lancés en 2013 par le PDC
Marco Romano. Apres I'entrée en matiere par la chambre basse, il appartient au Conseil
des Etats de statuer sur le projet.

Un rapport sur les moyens de prévenir la violence sur les personnes agées a été publié
en septembre 2020. Au sujet de la politique concernant les personnes en situation de
handicap. le Conseil des Etats a adopté un postulat Maret demandant d'investiguer les
possibilités d'attribuer aux proches aidants une allocation perte de gain, notamment
lors de la situation sanitaire particuliere liée au coronavirus.
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Pandémie mondiale oblige, les débats sociétaux ont beaucoup tourné autour des
mesures prises pour contrer la propagation du virus. Les milieux défenseurs du droit
d'asile ont notamment dénoncé les conditions de vie des personnes requérantes logées
dans des centres. |l a également beaucoup été question de la possible augmentation
des violences domestiques, provoquée par les mesures de confinement. Pour les
familles avec enfants, la prise en charge de ceux en dehors du foyer a été au centre de
beaucoup de discussions. Cette question des conséquences, parfois inégales sur les
différents groupes sociaux, des mesures sanitaires ont trouvé un écho au Parlement.
Deux postulats, déposés par les socialistes Tamara Funiciello et Schneider Schuttel
demandaient I'examen de ces effets, respectivement sur les groupes sociaux minorisés
et sur les femmes en particulier. Les deux textes ont été combattus par I'UDC et refusé
par le Conseil national. ¢

Jahresriickblick 2021: Soziale Gruppen

Eine Uberaus wichtige Neuerung im Themenbereich der sozialen Gruppen wurde 2021
fur gleichgeschlechtliche Paare eingeflihrt. Im September nahm die Stimmbevdlkerung
mit einem deutlichen Ja-Anteil von 64 Prozent die «Ehe fur alle» an. Neben der
Méglichkeit der Eheschliessung waren damit fur gleichgeschlechtliche Paare weitere
Ungleichheiten im Familienleben beseitigt worden: In Zukunft ist es auch ihnen
moglich, gemeinsam ein Kind zu adoptieren, zudem erhalten verheiratete Frauenpaare
Zugang zur Samenspende. Die Relevanz dieser Abstimmung widerspiegelt sich im
Ergebnis der APS-Zeitungsanalyse 2021, die einen diesem Ereignis geschuldeten
Hochststand an Artikeln zur Familienpolitik im Abstimmungsmonat aufzeigt (vgl.
Abbildung 1im Anhang). Kein anderes Thema im Bereich der sozialen Gruppen erzielte
im beobachteten Jahr eine @hnlich hohe mediale Aufmerksamkeit.

Erstmals in der Geschichte der Schweizer Frauen- und Gleichstellungspolitik
veroffentlichte der Bundesrat 2021 eine nationale Gleichstellungsstrategie, die jedoch
von Frauenorganisationen und linken Parteien kritisiert wurde. Ferner gaben die
Kommissionen einer parlamentarischen Initiative Folge, welche die befristete
Finanzierung fur die familienergénzende Kinderbetreuung durch eine dauerhafte, vom
Bund unterstutzte Losung ersetzen will. Der 2022 vorzulegende Entwurf soll die Eltern
bei der Finanzierung der Betreuungsplatze massgeblich entlasten und somit zur
Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf beitragen. Gleichzeitig wurden
im Berichtsjahr aber verschiedene Vorstésse mit &hnlichen, bereits konkreter
ausformulierten Vorstellungen in Form einer parlamentarischen Initiative, einer
Standesinitiative und einer Motion abgelehnt. Ebenfalls zur Verbesserung der Stellung
der Frauen im Beruf beitragen soll die 2018 geschaffene Revision des
Gleichstellungsgesetzes, mit der Unternehmen mit Uber 100 Mitarbeitenden zur
Durchfihrung von Lohnanalysen verpflichtet worden waren. Erste, im August 2021
publizierte Analyseergebnisse von ausgewahlten Unternehmen zeichneten ein positives
Bild, das jedoch unter anderem wegen fehlender Reprasentativitat in Zweifel gezogen
wurde. Nach wie vor sind Unternehmen nicht verpflichtet, die Ergebnisse ihrer
Lohnanalysen an den Bund zu Ubermitteln. Gegen eine entsprechende Regelung hatte
sich der Standerat im Juni erfolgreich gewehrt.

Nachdem im Vorjahr der zweiwdchige Vaterschaftsurlaub in einer Volksabstimmung
angenommen worden war, gingen die politischen Diskussionen rund um die
Ausdehnung von Urlaubsméglichkeiten fiir Eltern 2021 weiter. Eine Standesinitiative
aus dem Kanton Jura und eine parlamentarische Initiative mit diesem Ziel stiessen im
Parlament indes auf wenig Gehoér. Der Nationalrat verabschiedete jedoch ein
Kommissionspostulat, das die volkswirtschaftlichen Auswirkungen einer Elternzeit
aufzeigen soll. In den Raten setzte sich zudem mit Annahme einer Vorlage zum
Adoptionsurlaub eine langjédhrige Forderung in der Minimalvariante durch: Eltern, die
ein Kind unter vier Jahren adoptieren, haben kinftig Anrecht auf einen zweiwdchigen
Urlaub.

Auch das Thema der Gewalt gegen Frauen blieb 2021 auf der politischen Agenda,
immer wieder angetrieben durch Zeitungsberichte Uber hausliche Gewalt und
Femizide. Das Parlament Uberwies drei Motionen, welche die Bereitstellung eines 24-
stindigen Beratungsangebots fir von Gewalt betroffene Personen forderten, wozu sich
die Schweiz 2017 im Rahmen der Ratifikation der Konvention von Istanbul verpflichtet
hatte. Ein Zeichen gegen Gewalt gegen Kinder und Jugendliche setzte der Nationalrat
auch durch Beflrwortung einer Motion, die das Recht auf eine gewaltfreie Erziehung im
Zivilgesetzbuch verankern moéchte. Der Stéanderat dusserte sich bis Ende Jahr noch
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nicht zum Geschéaft. Ebenfalls kam es zu breiten medialen Vorwirfen bezuglich Gewalt
in Bundesasylzentren, woraufhin das SEM einen Bericht erarbeiten liess.

Nicht zuletzt wurde im Berichtsjahr mit verschiedensten Publikationen und Aktionen
auf das 50-jahrige Bestehen des Frauenstimm- und -wahlrechts Bezug genommen. Mit
Corona-bedingter Verspatung fand im September die offizielle Feier des Bundes statt.
Ende Oktober tagte zum zweiten Mal nach 1991 die Frauensession, die insgesamt 23
Forderungen zu unterschiedlichen Themen als Petitionen verabschiedete. Darlber
hinaus wurde an diesen Anladssen auch Uber die Gewahrung politischer Rechte an
weitere Gruppen diskutiert, so etwa an Personen ohne Schweizer Pass, Minderjahrige
und Menschen mit einer Beeintrachtigung. Bezlglich Letzteren nahm der Standerat im
Herbst 2021 ein Postulat an, das den Bundesrat aufforderte, Massnahmen aufzuzeigen,
damit auch Menschen mit einer geistigen Behinderung uneingeschrankt am politischen
und offentlichen Leben teilhaben kénnen.

Wie die APS-Zeitungsanalyse 2021 zeigt, erhielten Fragen rund um die Familien- und
Gleichstellungspolitik im Jahr 2021 im Gegensatz zu Fragen zur Asyl- und
Migrationspolitik Uberaus starke mediale Aufmerksamkeit. Der Zeitvergleich macht
Uberdies deutlich, dass die Berichterstattung im Bereich Asyl und Migration Uber die
letzten Jahre konstant an Bedeutung eingebusst hat.

Dieses fehlende Interesse der Medien ist ob der umstrittenen Gesetzesdnderungen des
Parlaments im Bereich Asylpolitik, welche die Grundrechte der Asylsuchenden
einschréankten, bemerkenswert. So kénnen Schweizer Behérden kinftig mobile Gerate
der Asylsuchenden verwenden, um beim Fehlen von Ausweispapieren Rickschlisse auf
die Identitat einer Person zu gewinnen. Dieser Beschluss provozierte eine negative
Reaktion des UNHCR. Zudem schuf das Parlament ein Reiseverbot fur vorlaufig
aufgenommene Personen und entschied, dass Personen in Ausschaffungshaft zum
Wegweisungsvollzug zur Durchfiihrung eines Covid-19-Tests gezwungen werden
kénnen. Unterschiedliche Ansichten vertraten die beiden Rate in Bezug auf junge
Asylbewerbende. So lehnte es der Standerat ab, die Administrativhaft fur Minderjahrige
abzuschaffen, nachdem sich der Nationalrat fir diese Forderung im Vorjahr noch offen
gezeigt hatte. Ebenso setzte sich der Nationalrat im Berichtsjahr durch Unterstitzung
einer Motion dafur ein, dass Personen mit abgewiesenem Asylentscheid ihre berufliche
Ausbildung beenden durfen, wahrend sich der Stédnderat nach der Beratung einer
anderen Motion gegen diese Moglichkeit aussprach. Schliesslich wollte der Stédnderat
den Familiennachzug von Schutzbedlrftigen erschweren, wogegen sich der Nationalrat
aber erfolgreich stréaubte. Im Sammelstadium scheiterte Gberdies eine Volksinitiative
des ehemaligen Nationalrats Luzi Stamm, gemass welcher Asylbewerbende in der
Schweiz nur noch mit Sachleistungen hatten unterstitzt werden sollen: Seine
Volksinitiative «Hilfe vor Ort im Asylbereich», die in erster Linie Flichtlingen primar in
der Néahe der Krisengebiete und nicht in der Schweiz helfen wollte, scheiterte an den
direktdemokratischen Hurden. %

Migrationspolitik

Beide Rate stimmten im Berichtsjahr auch einer Motion Darbellay (cvp, VS) zu, die den
Bundesrat beauftragt, ein Uberstellungsabkommen mit den Balkanstaaten und weiteren
Staaten zur Strafverbiissung im Herkunftsland auszuhandeln sowie im Europarat auf
eine Anderung des Ubereinkommens iber die Uberstellung verurteilter Personen
hinzuwirken. Eine Uberstellung soll fiir einen Restvollzug von bis zu drei Monaten (heute
sechs) moglich werden. Ebenfalls Uberwiesen wurde eine in die gleiche Richtung
zielende Motion Stamm(svp, AG), welche die Landesregierung dazu anhélt,
Staatsvertrage auszuhandeln, damit Strafgefangene die Freiheitsstrafe in ihrem
Herkunftsland statt in der Schweiz verbussen kénnen. ¢
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SOPHIE GUIGNARD

Asylpolitik

Une motion Mdri (udc, LU) a demandé au Conseil fédéral d’obtenir des statistiques
concernant le renvoi des étrangers criminels. Comme certains cantons n’effectuent
pas de statistique, il est actuellement impossible de connaitre le nombre d'étrangers
devant quitter la Suisse et le nombre effectif de départs. La motion a été acceptée par
le Conseil national. ¢

La motion Mdri (udc, LU) charge le Conseil fédéral d'établir des statistiques concernant
le renvoi des criminels étrangers. Le motionnaire demande ainsi une statistique
annuelle sur les révocations et non-prolongements d’autorisations de séjour, ainsi que
sur leur application. Ce rapport comprendrait les types d’infractions menant aux
expulsions, la mesure dans laquelle les personnes frappées d’interdiction de séjour ont
obtempéré, ou s’il a fallu les rapatrier sous contrainte ainsi que les Etats concernés par
ces renvois sous contrainte. La motion a été acceptée par le Conseil des Etats lors de la
session de printemps 2014. La chambre basse avait elle aussi donné son assentiment en
septembre 2013, ¢

En septembre 2015, le député Pfister (pdc, ZG) avait déposé un postulat visant a
améliorer l'intégration sur le marché du travail des refugiés reconnus et des étrangers
admis provisoirement. Celui-ci exigeait du Conseil fédéral un rapport présentant les
possibilités de mises en oeuvre de mesures permettant de mieux exploiter le potentiel
de la main d'oeuvre en Suisse. Le député y voit un moyen d'améliorer I'intégration des
réfugiés reconnus et des admis provisoires et également une solution pour empécher
qu'ils dépendent de l'aide sociale. Le démocrate chrétien va méme plus loin, en
demandant aux sept sages d'examiner les possibilités d'acces aux apprentissages pour
les requérants d'asile. Lors du débat au Conseil national, a la session de printemps
2016, le projet a rencontré des oppositions, notamment du c6té du camp agrarien. Les
adversaires du postulat craignent un favorisation des étrangers face aux chdémeurs
suisses et une augmentation de |'attractivité de la Suisse pour les demandeurs d'asile.
lls argumentent aussi que I'argent gagné par les étrangers serait envoyé dans leur pays
d'origine, ce qui aurait pour conséquence de permettre a plus de personnes de venir
en Suisse. Selon Luzi Stamm (udc, AG), la situation deviendrait alors trés vite hors de
contréle. Le Conseil Fédéral, représenté par la ministre de la Justice et Police (DFJP)
Simonetta Sommaruga (ps, BE), est lui en faveur du postulat. Le projet est selon les sept
sages en accord total avec la derniere révision de la loi sur l'asile, & savoir des
procédures plus rapides pour déterminer plus vite qui doit partir et qui doit rester, ce
qui permet un meilleur traitement et une meilleure intégration des personnes
autorisées a rester sur le territoire suisse.Plusieurs projets pilotes ont d'ailleurs été
lancés a ces fins. La chambre basse a suivi I'avis du Conseil fédéral & 119 voix contre 59,
avec 8 abstentions. ¢

Le Conseiller national Luzi Stamm (udc, AG) avait déposé en septembre 2018 une
initiative parlementaire revoyant le systéme d'asile de telle maniére que l'aide sur
place soit préférée a |'accueil sur le territoire suisse. Il prévoyait pour cela deux
mesures: la premiere, la contribution suisse & des zones de protection & I'étranger,
situées pres des zones de crises et deuxiemement une aide uniquement en nature pour
les personnes en procédure d'asile ou admises provisoirement sur le sol suisse. De
cette maniéere, une personne arrivée en Suisse et faisant valoir des motifs d'asile ou de
protection devrait étre prioritairement renvoyée vers son Etat d'origine ou dans une
zone de protection, ou sa demande serait examinée. S'il savérait impossible de la
renvoyer vers une telle zone, la personne resterait en Suisse, ou elle ne recevrait que
des prestations en nature et devrait se tenir a disponibilité des autorités.

Luzi Stamm n'ayant pas été réélu, I'objet a été repris a la session de printemps 2020 par
sa camarade de parti Andrea Geissblhler (udc, BE). La CIP-CN a préconisé de ne pas
donner suite a l'initiative. Elle estime que I'objet n'est pas clair, puisqu'il méle aide sur
place, aide au retour et admission provisoire, qui dépendent d'autorités différentes. De
plus, le Parlement aura a traiter a nouveau avec cette proposition, puisque I'UDC est en
période de récolte de signatures pour une initiative populaire du méme acabit.

La chambre basse a suivi cet avis, et refusé l'initiative par 149 voix contre 41 et 3
abstentions. L'Union du centre ne s'est pas montrée unanime, puisque le groupe est a
I'origine de 8 voix défavorables, ainsi que des 3 abstentions. 7
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ANDREA MOSIMANN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 30.09.2011
ANITA KAPPELI

Frauen und Gleichstellungspolitik

In der Wintersession befasste sich die grosse Kammer mit einer Vorlage zum Verbot
von Genitalverstiimmelung. Die von ihrer Kommission flr Rechtsfragen
vorgeschlagenen Anderungen gehen auf eine parlamentarische Initiative Roth-
Bernasconi (sp, GE) zurlick und wurden auch vom Bundesrat unterstitzt. Der Rat
stimmte dem Kommissionsentwurf zu, der die Genitalverstimmelung als eigenstandigen
Straftatbestand im Strafgesetzbuch verankern moéchte. Zudem soll eine im Ausland
begangene Verstimmelung in der Schweiz auch dann bestraft werden kénnen, wenn sie
am Tatort nicht strafbar ist. Eine Minderheit sprach sich dafir aus, die Verstimmelung
unter schwerer Koérperverletzung zu erfassen und keinen separaten Tatbestand zu
schaffen. Luzi Stamm (svp, AG) warb fiir diese Losung, weil damit gewahrleistet werden
konne, dass Verstimmelungen als eine Variante schwerer Kdrperverletzung auch
entsprechend streng geahndet wirden. Anita Thanei (sp, ZH) hielt dem im Namen der
Mehrheit entgegen, dass durch einen separaten Artikel sémtliche Formen der
Genitalverstimmelung - also auch leichtere Félle - eingeschlossen wirden. Ungeldst ist
allerdings das Problem, dass mit der Formulierung des Gesetzes auch das Anbringen
von Tatoos und Piercings sowie Schdnheitsoperationen im Intimbereich verboten
werden. Die Rechtskommission méchte die Gerichte darUber entscheiden lassen, ob es
sich im Einzelfall um ein freiwilliges Piercen handelt oder nicht. Kommissionssprecherin
Anita Thanei(sp, ZH) sagte, man vertraue darauf, dass die Strafverfolgungsbehérden und
die Gerichte Vernunft walten liessen und es nie zu einem Verfahren wegen einer
kosmetischen Operation kommen werde. "

Kinder- und Jugendpolitik

Im Frihling begann der Stdnderat die Diskussion des Entwurfes zu einer Totalrevision
des Kinder- und Jugendférderungsgesetz (KJFG), welchen der Bundesrat im
September 2010 prasentiert hatte. Durch diese Totalrevision soll den verénderten
gesellschaftlichen Gegebenheiten besser Rechnung getragen werden. Uber das
Gesamtanliegen war sich die kleine Kammer einig und dieses wurde einstimmig
beflrwortet - allerdings mit Anderungen am Entwurf des Bundesrates. Bei der
ausfuhrlichen Grundsatzdebatte im Standerat zeigte sich, dass die parlamentarischen
Interessenvertreter der grossen Jugendverbande - die Stdnderéate Janiak (sp, BL), Marty
(fdp, T und Schwaller (cvp, FR) - um die finanzielle Unterstltzung von Pfadi,
Jungwacht, Blauring und Cevi flrchteten. |hre Einzelantrége flur eine Besserstellung
dieser Vereine waren dennoch chancenlos. Bei den Beratungen im Nationalrat forderte
eine Minderheit Miri (svp, LU) Nichteintreten, mit der Begriindung dass die Kinder- und
Jugendférderung eine kommunale und kantonale Aufgabe sei. Die Mehrheit folgte
dieser Argumentation nicht und beschloss mit 95 zu 37 Stimmen Eintreten. Ein
Minderheitenantrag Prelicz-Huber (gp, ZH), welcher die Festsetzung der Altersgrenze
fir die Adressaten des Gesetzes von 25 auf 30 Jahre erhéhen wollte, wurde abgelehnt.
Einzig der Minderheitsantrag Héberli-Koller (cvp, TG), der die Bedingung im Gesetz
streichen wollte, dass Jugendaustauschorganisationen nur noch finanzielle
Unterstltzung erhalten kénnen, wenn sie mindestens 50 solche Austausche pro Jahr
realisieren, erhielt ausreichend Unterstutzung aus dem bdlrgerlichen Lager. Der
Standerat hielt bei der Differenzbereinigung in der Herbstsession jedoch an seiner
anfanglichen Einschatzung fest und lehnte es aus Effizienzgriinden ab, auch sehr kleine
Austauschorganisationen, fir die 50 Austausche nicht moglich sind, finanziell zu
unterstlitzen. Der Nationalrat hielt anschliessend nicht an seinem Einwand fest und
stimmte dem Gesetzesentwurf des Standerats ebenfalls diskussionslos zu. Das neue
Kinder- und Jugendférderungsgesetz wurde in der Schlussabstimmung im Standerat
einstimmig, im Nationalrat mit 141 zu 53 Stimmen angenommen. Mit dem Gesetz nicht
einverstanden war bis zum Schluss die SVP. 7
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Berufsbildung

Im Berichtsjahr Uberwies der Nationalrat insgesamt sieben Postulate, die auf die eine
oder andere Weise die Berufsbildung ansprachen. In der Sommersession nahm er
stillschweigend ein Postulat Muri (svp, LU) an, das den Einbezug der beruflichen
Grundbildung im vom EVD und UVEK erarbeiteten Masterplan Cleantech
(ressourcenschonendes Wirtschaften) verlangt. Dabei sollen die Bildungsgéange auf ihre
Okologische, energierelevante, wirtschaftliche und soziale Nachhaltigkeit Gberprift
werden.

Ein Vorstoss Muri (svp, LU) wurde in der Dezembersession diskussionslos und mit
Unterstitzung des Bundesrats durchgewinkt. Angesichts der zunehmenden
Schwierigkeit gewisser Branchen (v.a. technische Berufe), Lehrstellen mit hohem
Anforderungsprofil zu besetzen, verlangt das Postulat die Prifung von Massnahmen zur
Rekrutierung leistungsstarker Schulabganger in diesen Bereich des Lehrstellenmarkts
sowie zu ihrer spezifischen Forderung wahrend der Lehre. ™

Der Bundesrat verabschiedete im November 2013 den Bericht «Gezielte Férderung und
Unterstiitzung von Jugendlichen mit unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der
Nahtstelle | und in der Berufsbildung>». Der Bericht bot in Erflllung der Postulate Ingold
(evp, ZH; Po. 10.3738), Jositsch (sp, ZH; Po. 11.3483), Mdri (svp, LU; Po. 11.4007) und
Schilliger (fdp, LU; Po. 13.3311) einen Uberblick (iber Angebote, Massnahmen und
Instrumente zur Férderung und Unterstitzung von Schulerinnen und Schilern beim
Eintritt in die Berufsbildung und wahrend der Ausbildungszeit. Im Fokus standen dabei
einerseits Fordermassnahmen, die sich gezielt an Jugendliche mit hohem
Leistungspotenzial richteten. Andererseits wurden auch die unterstitzenden
Massnahmen aufgezeigt, welche die Verbundpartner (Bund, Kantone und
Organisationen der Arbeitswelt) fur Jugendliche mit schulischen, sozialen oder
sprachlichen Schwierigkeiten aufgebaut hatten. Auf dieser Grundlage formulierte der
Bundesrat Empfehlungen mit dem Ziel, das bisherige Engagement zu verstérken und das
bestehende Instrumentarium gezielt zu ergénzen. ®

Im November 2013 veréffentlichte der Bundesrat den Bericht «Gezielte Forderung und
Unterstiitzung von Jugendlichen mit unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der
Nahtstelle | und in der Berufsbildung> in Erfiillung des Postulats Miri (svp, LU). 7

Der Bundesrat erachtete das Postulat Miiri (svp, LU) mit der Veroffentlichung des
Berichts «Gezielte Foérderung und Unterstitzung von Jugendlichen mit
unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der Nahtstelle | und in der Berufsbildung»
als erflllt und beantragte dessen Abschreibung. Der Nationalrat stimmte der
Abschreibung im Sommer 2014 zu. ”’

L'acceptation de l'initiative « contre I'immigration de masse », couplée a une évolution
démographique non favorable, renforce le besoin en personnel qualifié en Suisse. Selon
le conseiller national Felix Mri (udc, ZG), il est nécessaire de soutenir non seulement la
formation professionnelle supérieure mais aussi la formation professionnelle initiale. Il
a donc lancé une initiative parlementaire qui entend mettre a disposition des Fonds en
faveur d’une offensive de qualification dans la formation professionnelle initiale. En
effet, selon de nombreux rapports émanants du secteur privé autant que de la
Confédération, le potentiel de main d'ceuvre indigene est important en Suisse. Des
fonds supplémentaires devraient permettre aux cantons de renforcer la formation
professionnelle initiale pour les citoyens helvétiques qui désirent suivre une formation.
Au niveau de la formation professionnelle initiale, sur un pool d’environ 600'000
adultes, plus de 20 pour cent auraient le potentiel d’acquérir une qualification
professionnelle. Pour étre plus précis, I'initiative parlementaire est principalement axée
sur un soutien financier supplémentaire de la Confédération et sur une campagne de
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sensibilisation & I'échelle nationale. Ainsi, sur une période de quatre années, la
Confédération investirait un montant maximal de 50 millions par année. Cet argent mis
a la disposition des cantons, qui connaissent mieux le marché et la demande,
permettrait de financer les frais de formation. La Commission de la science, de
I"éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-CN) a relevé les graves lacunes
qui existent au niveau de la formation professionnelle initiale. Consciente des besoins
en personnel qualifié, elle propose de soutenir l'initiative par 15 voix contre 9. A
I'opposé, la Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des
Etats (CSEC-CE) invite & ne pas donner suite au projet. Au final, le Conseil national a
décidé de suivre I'opinion de sa commission est propose de donner suite a l'initiative. ’®

L’acceptation de I'initiative dite « Contre I'immigration de masse » est I'étincelle qui a
mis le feu au débat sur la pénurie de main-d’ceuvre qualifiée. L'initiative parlementaire
de Félix MUri (udc, LU) est une tentative d’apaiser ce brasier grace & des mesures qui
encouragent la Formation professionnelle initiale. Le dépositaire de [Iinitiative
parlementaire souhaite la mise en place de fonds en faveur d’une offensive de
qualification. Ainsi, I'objectif est I'obtention d’une enveloppe de 200 millions de francs
répartie sur quatre années. Selon Félix Miri (udc, LU), ce soutien financier de la
Confédération permettrait aux cantons de financer les frais de formation ainsi que les
indemnisations pour pertes de gain des personnes en quéte de qualifications
professionnelles. Alors que le Conseil national a accepté l'initiative en 2015, le Conseil
des Etats s’est prononcé lors de la session de printemps 2016. Si Anita Fetz (ps, BS) a
rappelé que plus de 600°000 jeunes en Suisse n‘ont pas fini leur formation de base,
Brigitte Haberli (pdc, TG), au nom de la Commission de la science, de I'éducation et de
la culture (CSEC-CE), a souligné que la chambre des cantons avait déja accepté un
postulat qui allait dans le méme sens que I'initiative en question. Elle estime donc qu’il
est superflu d’accepter cette initiative parlementaire. Au final, le Conseil des Etats a
rejoint sa commission compétente sur la question et a rejeté I'initiative a 21 voix contre
7.7

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Im Parlament war die Kulturbotschaft 2016-2020 weniger umstritten als die
Vernehmlassungsergebnisse des Vorjahres vermuten liessen - geméass der NZZ waren
die Debatten gar "andéchtig ruhig wie in einem Museum". National- und Stédnderat
zeigten sich durchgehend einig, schatzten die vorliegende Botschaft grossmehrheitlich
als ausgewogen ein und schickten keinen der zehn beratenen Entwdirfe in die
Differenzbereinigung. Wahrend jedoch die bundesratlichen Beschlisse zu den
Zahlungsrahmen in den Bereichen Film (CHF 253,9 Mio.), Kulturgltertransfer (CHF 3,9
Mio.), Heimatschutz und Denkmalpflege (CHF 132,6 Mio.), Nationalmuseum (CHF 160,6
Mio.), Sprachen und Verstéandigung (CHF 75,5 Mio.), Schweizerschulen im Ausland (CHF
10,1 Mio.) sowie flr Pro Helvetia (CHF 210,9 Mio.) im Parlament eine Mehrheit fanden,
wich das gesetzgebende Organ betreffend Finanzhilfen des BAK leicht vom Entwurf des
Bundesrates ab. In letzterem Bereich beschloss der erstberatende Sténderat auf
Anraten seiner Kommissionsmehrheit eine Aufstockung der Mittel fir Museen und
Sammlungen um CHF 3 Mio. zur Foérderung der Chancengleichheit bei der
Mittelvergabe. Erfolglos wehrten sich burgerliche Parlamentarier - und dabei in erster
Linie und grossmehrheitlich SVP-Vertreter - gegen die Aufstockung der gesamten Mittel
um 3,4% im Vergleich zur Kulturbotschaft 2012-2015; entsprechende Minderheiten
Germann (svp, SH) und Mdri (svp, NR) mit dem Antrag auf Rickweisung und Plafonierung
der Mittel auf dem Stand der Vorperiode wurden in beiden Raten deutlich abgelehnt.
Dasselbe Schicksal ereilte in der Kantonskammer ein Rickweisungsantrag Féhn (svp,
SZ), welcher mit der Kulturbotschaft eine Zentralisierung der Kulturférderung
beflirchtete und dem Antrag der Minderheit Germann (svp, SH) unterlag. In seinen
ausflhrlichen Stellungnahmen machte Bundesrat Berset unter anderem deutlich, dass
es hier in erster Linie um eine bessere Koordination zwischen den verschiedenen
Entscheidungsebenen gehe und keinesfalls um eine Bevormundung aus Bundesbern.
Weitere Rednerinnen und Redner rechtfertigten die Mittelerhdhung ferner mit der
Ausweitung der Kulturférderung auf zusatzliche Bereiche, die zum einen auf in der
Zwischenzeit vom Parlament gefasste Beschlisse zurtickgehen, denen zum anderen
jedoch auch ein Verfassungsauftrag zugrunde liegt: So soll mit der Kulturbotschaft der
im Jahr 2012 angenommene Gegenvorschlag zur Volksinitiative "jugend+musik"
umgesetzt werden. Die entsprechende Anderung des Kulturférderungsgesetzes
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passierte den Standerat mit 39 zu 6 und den Nationalrat mit 136 zu 51 Stimmen in der
Sommersession relativ. unproblematisch. Dass die Kultur auch in finanziell
angespannten Zeiten etwas kosten darf - und dabei sogar noch etwas mehr im
Vergleich zur vergangenen Vierjahresperiode - stiess in den Medien auch auf negative
Resonanz. Als Sprachrohr der Ostschweiz freute sich hingegen das St. Galler Tagblatt
(SGT): Von den zusétzlichen CHF 3 Mio. fir Museen und Sammlungen sollen auch solche
Institutionen profitieren, die bis anhin noch nicht in den Genuss von Fordergeldern
gekommen sind. Die Vergabe der Gelder soll neu nach klar festgelegten Kriterien
erfolgen. Das SGT rechnete der Stiftsbibliothek St. Gallen hier kinftig grosse Chancen
fur finanzielle Unterstitzung ein. &

Medien
Radio und Fernsehen

Bei der letzten Runde der Differenzbereinigung beschloss der Nationalrat beim
Gebiihrensplitting an seinem Beschluss festzuhalten und den privaten Radio- und
Fernsehveranstaltern einen fixen Satz von je 4% zu Uberlassen. Der Antrag von Stamm
(svp, AG), den privaten Radiosendern einen fixen Satz von 4% und den privaten
Fernsehstationen einen GebuUhrenanteil zwischen 3 und 5% zu Uberlassen, hatte trotz
der Unterstutzung durch die CVP-Fraktion keine Chance. Bei der Beschwerdeinstanz
folgte der Rat entgegen dem Vorschlag seiner Kommission dem Konzept des Standerats.
Die Unabhéngige Beschwerdeinstanz (UBI) beurteilt demnach weiterhin nur den
redaktionellen Teil von Radio und Fernsehen, wéhrend die Einhaltung der Vorschriften
Uber Werbung, Sponsoring und neu auch des Verbots politischer und religidser
Werbung durch das Bundesamt fur Kommunikation beaufsichtigt wird. Ebenfalls dem
Standerat folgte der Nationalrat bei der Finanzierung des Auslandangebots der SRG,
der Bund Gbernimmt kiinftig die Hélfte der Kosten. ®'

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Im Vorfeld zur Abstimmung Uber die EU-Beitrittsinitiative stellte der Aargauer Stéanderat
Maximilian Reimann im SVP-Pressedienst die provozierende Frage, ob die deutsche
und die welsche Schweiz iiberhaupt noch zusammenpassten. Die Romandie solle sich
der EU anschliessen, statt Uber die sie regelméssig Uberstimmende Deutschschweiz zu
lamentieren. Die SVP-Spitze zeigte sich verargert, da diese Aussagen der Absicht der
SVP schadeten, in der Romandie an Terrain zu gewinnen. Reimann entschuldigte sich
spater in einem Zeitungsinserat fUr die Bruskierung. Nationalrat Luzi Stamm (AG)
wechselte im Frihjahr von der FDP- in die SVP-Fraktion. ®

Im Frihjahr wechselte Nationalrat Luzi Stamm (AG), der schon vorher meist mit der SVP
gestimmt hatte, von der FDP- in die SVP-Fraktion. Weil der Biindner Regierungsrat
Peter Aliesch der passiven Bestechung durch einen griechischen Geschaftsmann
verdachtigt wurde, trat er anfangs August aus der FDP aus. Aliesch musste seine
Amtsgeschafte abgeben, behielt jedoch sein Regierungsratsmandat. Der Genfer
Staatsrat Gérard Ramseyer stolperte Uber eine Korruptionsaffare im Konkurs- und
Betreibungsamt und wurde im November abgewéhlt. ®

Caspar Baader (BL) hatte nach zehn Jahren im Amt bereits 2011 seinen Rucktritt als
Fraktionschef angeklindigt. Seine Nachfolge wurde Ende Januar geregelt. Vier
Nationalrate hatten Interesse am Fraktionsprasidium angemeldet: Adrian Amstutz (BE),
Pirmin Schwander (SZ), Jirg Stahl (ZH) und Luzi Stamm (AG). Im Vorfeld war spekuliert
worden, ob die von Christoph Blocher, Toni Brunner und dem abtretenden Caspar
Baader gepragte Parteispitze nach der Wahlschlappe etwas moderater besetzt werden
wirde. Mit Stahl ware dies der Fall gewesen, nicht aber mit dem letztlich gewéahlten
Amstutz, der laut der Presse eher ein Hardliner-image geniesst, auch schon als
~Statthalter Blochers™ bezeichnet wurde und als Garant fur die Weiterfihrung des
bisherigen SVP-Kurses gilt. Allerdings brauchte es vier Wahlgange fur die Wahl des
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Berner Nationalrats, der im Schlussgang mit 28 gegen 23 Stimmen Uber Luzi Stamm
obsiegte. &

Vor den Prasidentschaftswahlen im April wurde spekuliert, dass Christoph Blocher (ZH)
seinen Rucktritt aus der Parteileitung geben wirde. Blochers Strategie bei den
nationalen Wahlen im Herbst 2011 und bei den Bundesratswahlen war auf parteiinterne
Kritik gestossen. Diesen Spekulationen machte der ex-Bundesrat Mitte Februar ein
Ende, indem er seine erneute Kandidatur ankindigte. Die Kritik verstummte hingegen
nicht. Blocher sei vom Vorbild zur Hypothek fir die Partei geworden; die Affare
Hildebrand schade der Partei. Seine Arbeit als Strategiechef hatte sich nicht
ausbezahlt. Die Parteileitung schloss einen Rucktritt Blochers kategorisch aus,
nominierte ihn wieder und wies darauf hin, dass die Kritik insbesondere in der Presse,
nicht aber innerhalb der Partei laut sei. Parteiprasident Brunner (SG) habe den
Ubervater der SVP persdnlich zu einer weiteren Amtszeit als Vizeprasident Uberreden
mussen. Ebenfalls wieder antreten wollten Walter Frey (ZH) und Nadia Pieren (BE). Yvan
Perrin (NE) trat hingegen aus dem Vizeprésidium zurtick und fir den im Januar zum
Fraktionsprasidenten gewahlten Adrian Amstutz (BE) musste ein Ersatz gefunden
werden. Fur den verwaisten Sitz der Vertretung der franzésischsprachigen Sektionen
kiindigten Oskar Freysinger (VS) und Grossrat Claude-Alain Voiblet (VD), der bei den
Regierungswahlen im Kanton Waadt gescheitert war, ihr Interesse an. Eine Kandidatur
reichten zudem die Schwyzer Kantonalprasidentin und designierte Prasidentin der SVP-
Frauen Judith Ubersax und Nationalrat Luzi Stamm (AG) ein. Die Parteileitung regte vor
den Wahlen am 5. Mai in Klingnau an, die Leitung von flinf auf sieben Personen zu
vergrossern, damit unter anderem auch die franzdsischsprachige Schweiz sowie die
Frauen besser vertreten seien. Das Ressortsystem - unter anderem also auch die
Funktion des Strategiechefs - solle hingegen wieder abgeschafft werden. Die Zeichen
bei den Vorstandswahlen standen schliesslich auf Kontinuitat: Président Toni Brunner
wurde ohne Gegenstimme und das neue siebenkdpfige Vizeprasidium (Blocher, Frey,
Freysinger, Pieren, Stamm, Ubersax, Voiblet) in globo und unter stehenden Ovationen
mit 414 zu 6 Stimmen bestatigt bzw. gewahlt. Kritik wurde an der Versammlung kaum
laut. Im Gegenteil: Brunner, Blocher und die Partei wurden in mehreren emotionalen
Voten von Abgeordneten gelobt. Gescholten wurden hingegen die Medien, die ein
einseitiges und negatives Bild der SVP vermittelten. %

Aufgrund des Ausscheidens von Peter Spuhler (TG) aus dem Nationalrat und dem
Ricktritt von Natalie Rickli (ZH) als Vizeprasidentin der SVP-Fraktion waren im
Fraktionsprasidium zwei Posten vakant, die Ende Februar wieder besetzt wurden. Zu
neuen Vizeprasidenten wurden die Nationalrdte Thomas Aeschi (ZG) und Felix Muri (LU)
bestimmt. Sie vervollstdndigten damit das im Vorjahr neu gewahlte Fraktionsprasidium,
dem auch Adrian Amstutz (BE) als Prasident und die weiteren Vizeprasidenten Guy
Parmelin (VD), Alex Kuprecht (SZ) sowie die Vizeprasidentin Yvette Estermann (LU)
angehoren. 8¢

Eine private Reise einiger SVP-Parlamentarier in den Iran wurde in den Medien als
Krawatten-Debakel breitgewalzt. In die Schlagzeilen geriet insbesondere Vize-
Prasident Luzi Stamm (AG), der bei einem Treffen mit iranischen Politikern die
Sanktionen gegen den Iran kritisierte und es damit gar in die ,Teheran Times" schaffte.
Zu reden gab die von Ulrich Schller (ZH) organisierte Reise auch deshalb, weil sich
neben Stamm auch die amtierenden Nationalrdte Lukas Reimann (SG), Jean-Francois
Rime (FR), Yves Nidegger (GE) und der ehemalige Nationalrat Dominique Baettig (JU)
zusammen mit iranischen Politikern ablichten liessen. Medial erértert wurde einerseits
der Umstand, dass sich die SVP ansonsten bei der Aussenpolitik strikte Neutralitat auf
die Fahnen schreibt, hier aber SVPler als Reprasentanten der Schweiz aufgetreten
waren. Andererseits galt der Kleidung, mit denen die SVP-Politiker den iranischen
Politikern gegenlbertraten, erhdhte Aufmerksamkeit. Insbesondere das Fehlen einer
Krawatte wurde als "Blickling" gegentber dem Iran bezeichnet. Der Schlips gilt dort als
christlich-judisches Zeichen westlicher Dekadenz. Der Fall der SVP-Politiker wurde mit
dem Auftritt der ehemaligen Bundesratin Calmy-Rey verglichen, die 2008 mit einem
Kopftuch bei einem offiziellen Besuch im Iran aufgetreten war. Weil die SVP, allen voran
Lukas Reimann (SG), die Reise der Aussenministerin damals als ,Riesenkatastrophe™
bezeichnet hatte, jetzt aber das Ablegen der Krawatte als Anpassung an die
Gepflogenheiten eines Landes rechtfertigten, gab es in der Presse einiges an Hame.
Kritik am ungeschickten Auftritt wurde aber auch parteiintern geédussert. ¥
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Gleich drei SVP-Nationalrate buhlten um das Amt des zweiten Vizeprasidenten des
Nationalrates, welches 2017 praktisch automatisch zum Amt des Préasidenten
berechtigt, das dann turnusgemass der SVP zustehen wird: Felix Mari (LU), Jurg Stahl
(ZH) und Yves Nidegger (GE). Nachdem letzterer seine Kandidatur zuriickgezogen hatte,
entschied sich die Fraktion mit 29 zu 20 Stimmen fur Stahl. Die Wahl im Nationalrat
Ende November 2014 war lediglich Formsache. ®

Mitte November 2017 wéhlte die SVP-Fraktion ihren neuen Fraktionschef. Die Wah! war
nétig geworden, weil Adrian Amstutz (svp, BE) das Amt im Hinblick auf seinen Rucktritt
aus dem Nationalrat auf Ende Legislatur abgeben wollte. Gleich drei Nationalrate hatten
ihren Hut in den Ring flr eine Nachfolge geworfen. Neben Thomas Aeschi (svp, ZG),
seines Zeichens Partei- als auch Fraktionsvizeprasident, bekundeten Werner Salzmann
(svp, BE), Berner Kantonalprasident, sowie Alfred Heer (svp, ZH), bis 2016 Zlcher
Kantonalprasident, ihr Interesse an der Leitung der Bundeshausfraktion. Eigentlich war
in den Medien erwartet worden, dass auch von SVP-Parlamentsmitgliedern aus der
lateinischen Schweiz eine Kandidatur eingereicht wirde, Céline Amaudruz (svp, GE) und
Michaél Buffat (svp, VD) kandidierten aber lediglich flr das Fraktionsvizeprasidium. In
den Medien wurden allen drei Kandidierenden gute Chancen eingeraumt, weil sie in
wichtigen Kommissionen sassen und eine «stattliche» Hausmacht hinter sich hatten, so
etwa der Tages-Anzeiger. Die Aargauer Zeitung sah je nach Kandidat eine
unterschiedliche, neue Ausrichtung der Partei. Wahrend Aeschi «SVP-Chefstratege
Christoph Blocher» nahestehe, vertrete Salzmann «die alten Werte der Partei» und
Heer den «Zircher SVP-Fllgel». Der Tages-Anzeiger fragte sich gar, ob die SVP jetzt
«nett» werde. Nach Amstutz, der «mit eiserner Hand>» regiert habe, konnte der neue
Fraktionschef verhandlungsbereiter sein. Laut Blick, der Aeschi in der Poleposition sah,
wollte der 2015 noch erfolglose Bundesratskandidat via Fraktionsvorstand einen neuen
Anlauf in die Regierung nehmen. Auch der neue Bundesrat Ignazio Cassis sei
schliesslich Fraktionschef gewesen, so der Blick. Im Vorfeld war die Wahl in den Medien
als Kampf zwischen Aeschi und Heer bzw. zwischen «Pro- und Anti-Blocher» zugespitzt
worden. Salzmann wurde eher als Aussenseiter betrachtet. Eher Uberraschend nahm
sich dann Alfred Heer kurz vor der Ausmarchung «auf Wunsch von aussen» und aus
«Sorge um die Einheit der Partei» selber aus dem Rennen. Damit war der Weg frei fur
Thomas Aeschi, der mit 39 Stimmen gewéhlt wurde. Auf Werner Salzmann entfielen 20
Stimmen. Er wolle die Linie seines Vorgangers weiterverfolgen, die Fraktion von den
Positionen der Partei jeweils Uberzeugen und die Fraktionsgeschlossenheit hoch
halten, so Aeschi nach seiner Wahl in den Medien. Eine Kampfwahl hatte der Fraktion
auch vor dem Hintergrund der «tendenzidsen Artikel» in den Medien nicht gut getan,
erklarte Heer nach der Wahl im Tages-Anzeiger. Heer blieb aber Kandidat fir das
funfkopfige Fraktionsvizeprasidium und wurde in dieser Funktion auch gewahlt. Neben
Heer (neu) sitzen wie erwartet Céline Amaudruz (bisher) und Michael Buffat (neu) sowie
die bisherigen Felix Miri (svp, LU) und Hannes Germann (svp, SH) im Vizeprésidium.
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86) AZ, 4.2.13; TA, 20.2.13; NZZ, 25.2.13

87) AZ, Blick, 24.4.14; Blick, TA, 25.4.14; So-Bli, SoZ, 27.4.14

88) NZZ, 11.9.,17.9.14

89) Medienmitteilung SVP vom 17.11.19; AZ, Blick, NZZ, TA, 1.11.17; TA, 2.11.17; Blick, 11.11., 13.11.17; BaZ, Blick, LMD, NZZ, TA,
18.11.17
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